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Vorlage
Federführende Dienststelle:
FB 61 - Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und 
Mobilitätsinfrastruktur
Beteiligte Dienststelle/n:

Vorlage-Nr:

Status:

Datum:
Verfasser/in:

FB 61/0086/WP18

öffentlich

01.04.2021
Dez. III / FB 61/300

B 264 Lütticher Straße - 2. Bauabschnitt zwischen Limburger Straße 
und Amsterdamer Ring;
hier: Bericht über die Ergebnisse des Bürger*innendialogs
 Ziele:  Klimarelevanz

 positiv

Beratungsfolge:

Datum Gremium Zuständigkeit
14.04.2021 Bezirksvertretung Aachen-Mitte Anhörung/Empfehlung
22.04.2021 Mobilitätsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bezirksvertretung Aachen-Mitte nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. Sie 

empfiehlt dem Mobilitätsausschuss, die Verwaltung mit der Erstellung einer zusätzlichen 

Planungsvariante im Lageplan auf Grundlage der Querschnitte zu Variante „5“ (beidseitiger 

Einrichtungsradweg) zu beauftragen, um inklusive dieser Grundlage den Planungsbeschluss 

einzuholen.

Der Mobilitätsausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und beauftragt die 

Verwaltung mit der Erstellung einer zusätzlichen Planungsvariante im Lageplan auf Grundlage der 

Querschnitte zu Variante „5“ (beidseitiger Einrichtungsradweg), um inklusive dieser Grundlage den 

Planungsbeschluss einzuholen.
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Finanzielle Auswirkungen
JA NEIN

X

Investive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Gesamt-

bedarf (alt)

Gesamt-

bedarf 

(neu)

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /

- Verschlechterung
0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

konsumtive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Folge-

kosten (alt)

Folge-

kosten 

(neu)

Ertrag 0 0 0 0 0 0

Personal-/

Sachaufwand
0 0 0 0 0 0

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /
- Verschlechterung

0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Weitere Erläuterungen (bei Bedarf):
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Klimarelevanz
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die 
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen)
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

X

Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist:

gering mittel groß nicht ermittelbar

X

Zur Relevanz der Maßnahme für die Klimafolgenanpassung

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

X

Größenordnung der Effekte

Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen.

Die CO2-Einsparung durch die Maßnahme ist (bei positiven Maßnahmen):

gering  X unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 t bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr  (über 1% des jährl. Einsparziels)

Die Erhöhung der CO2-Emissionen durch die Maßnahme ist (bei negativen Maßnahmen):

gering  unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr (über 1% des jährl. Einsparziels)
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Eine Kompensation der zusätzlich entstehenden CO2-Emissionen erfolgt:

 vollständig

 überwiegend (50% - 99%)

 teilweise (1% - 49 %)

nicht

nicht bekannt

Die Klimaeffekte der Lütticher Straße hängen von der gewählten Variante ab. Sowohl die Bäume als 

auch die Verlagerung von Autoverkehr auf den Rad- und Fußverkehr werden einen Effekt haben. 

Zudem erzeugte die Straßenbaumaßnahme selber Emissionen. Die Emissionen lassen sich erst im 

Zuge der Lageplanerstellung bzw. bei der Ausführungsplanung sinnvoll abschätzen.
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Erläuterungen:

Am 11.11.2020 wurden der Bezirksvertretung Aachen-Mitte Querschnittsvarianten für den 2. 

Bauabschnitt der Lütticher Straße zwischen Limburger Straße und Amsterdamer Ring / 

Hohenstaufenallee vorgestellt. Diese berücksichtigten die gegenüber der 2013 beschlossenen 

Entwurfsplanung geänderten Anforderungen des Baumschutzes, des Radentscheids und der aktuell 

gültigen Richtlinien. Ein Planungsbeschluss zu den neuen Varianten wurde bisher nicht gefasst.

Eine ausführliche Darstellung der Bestandssituation und der vier Querschnittsvarianten ist in der 

vorangegangenen Verwaltungsvorlage enthalten (Allris-Nr.: FB 61/1474/WP17):

https://ratsinfo.aachen.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=21751

An dieser Stelle sei zusammenfassend erinnert, dass

- sich der 2. BA in zwei Teilabschnitte [1. Limburger Straße bis Klemensstraße, 2. 

Klemensstraße bis Hohenstaufenallee] mit unterschiedlichen Querschnittssituationen 

unterteilt,

- vier Varianten mit unterschiedlichen Querschnittsideen vorgestellt wurden, darunter

o Variante 1 mit 1,50m breiten beidseitigen Schutzstreifen für den Radverkehr,

o Variante 2 mit 2,30m breiten beidseitigen „protected bike lanes“,

o Variante 3 mit einem 1,85m breiten Radfahrstreifen stadtauswärts und einem 1,90m 

bis 2,00m breiten Radweg stadteinwärts sowie

o Variante 4 als Kombinationslösung aus „protected bike lane“ und Radfahrstreifen 

stadtauswärts sowie baulichem Radweg stadteinwärts.

Die Varianten im Überblick:

Fahrbahn 

baulich

Gehweg 

stadtein-

/auswärts

Radverkehr stadtein-/auswärts
Parken 

gesamt

Bäume 

gesamt

Bestand ca. 8,7 m
ca. 3,1 m / 

1,5 m

ca. 3,0 m Radweg bzw. 

Gehweg Rf frei / 1,5 m Radweg
179 86

beschlossene 

Planung
8,9 m

2,5 m / 

2,0 m

1,5 m Schutzstreifen / 

1,25 m Schutzstreifen
241 96

Variante 1
9,5 - 

9,75 m

beidseitig 

2,5 m
beidseitig 1,5 m Schutzstreifen ca. 190 ca. 61

Variante 2 6,5 m
beidseitig 

2,5 m

2,3 m Radweg / 

2,3 m Protected Bike Lane
ca. 100 ca. 86

Variante 3
8,35 - 

9,1 m

2,5 m / 

2,0 - 2,5 m

1,9 - 2,0 m Radweg / 

1,85 m Radfahrstreifen
ca. 155 ca. 90

Variante 4
6,5 - 

8,35 m

2,5 m / 

2,0 - 2,5 m

1,9 - 2,0 m Radweg / 

2,3 m Protected Bike Lane bzw. 

1,85 m Radfahrstreifen

ca. 105 ca. 90
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In der Sitzung der Bezirksvertretung Aachen-Mitte am 02.12.2020 wurde die Verwaltung beauftragt, 

die geplante Bürgerinformation zum Umbau der Lütticher Straße vorzuziehen und zeitnah 

durchzuführen. Der digitale Bürger*innendialog fand daraufhin am 19.01.2021 als Live-Stream über 

den YouTube-Kanal der Stadt Aachen statt. Eine Aufzeichnung der Veranstaltung und die 

dazugehörige Präsentation können im Internet eingesehen werden: 

www.aachen.de/luetticherstrasse

Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern
Insgesamt sind 448 Eingaben von Bürger*innen zur vorgestellten Planung des 2. Bauabschnitts der 

Lütticher Straße eingegangen. Alle schriftlichen Eingaben und Eingaben per E-Mail, die bis 

einschließlich 15.03.2021 bei der Verwaltung eingegangen sind, sind in Anlage 1 enthalten. Zusätzlich 

wurde online mit einem Fragebogen das Meinungsbild über die Planung und die jeweiligen 

Nutzungsprioritäten erfasst. Dessen Auswertung ist in Anlage 2 dargestellt.

Die vielfältigen Eingaben können unterschiedlichen Themenschwerpunkten zugeordnet werden:

- Ruhender Verkehr

- Baumbestand und Straßenraumbegrünung

- Radverkehr

- Querschnitt bzw. Straßenraumaufteilung

- Umliegende Nutzungen und aktuelle Bauvorhaben

- Anliegerbeiträge nach KAG

- Zeitplanung und Handlungsbedarf

- Organisation des Bürger*innendialogs

- Weitere Einzelaspekte

Verschiedene Aussagen und Fragen wurden zum Teil mehrfach in unterschiedlicher Form von 

Bürger*innen formuliert, Alle Inhalte wurden in einem Bericht nach den oben genannten 

Themenschwerpunkten zusammengefasst (Anlage 3). Die Verwaltung hat darin zu jedem einzelnen 

Themenschwerpunkt Stellung genommen. Die Rückmeldungen und Kommentare aus dem Online-

Fragebogen wurden dabei inkludiert.

Aus dem Beteiligungsprozess wird ein umfangreiches Interesse und Engagement vieler Beteiligter 

erkennbar. Viele Eingaben zeugen von einer intensiven Beschäftigung mit der Umgestaltung des 

Straßenraumes, die an dieser Stelle besonders gewürdigt werden soll.

Eine detaillierte Betrachtung ist dem beiliegenden Bericht zu entnehmen. An dieser Stelle sei 

zusammenfassend auf folgende Inhalte hingewiesen:

Anwohner und Anwohnerinnen äußerten insgesamt mehrheitlich den Wunsch, dass möglichst viele 

Bestandsbäume erhalten bleiben sollen und bei der Querschnittswahl auf Parkraumerhaltung oder 

zumindest diesbezügliche Kompromisslösungen Wert gelegt werden sollte. Für andere am Verfahren 

Interessierte stand die Verbesserung der Radverkehrsanlagen im Vordergrund.
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Zum Thema „ruhender Verkehr“ wurden zahlreiche Einzelthemen aufgerufen, die sich mit 

Vorschlägen zur Optimierung auf öffentlichen wie auch privaten Flächen einbrachten. Von großem 

Interesse war die Einführung einer Bewohnerparkzone, an deren Planung die Verwaltung nun 

begleitend arbeitet.

Bei der Straßenraumbegrünung wird der Wunsch nach einer „grün gestalteten Straße“ deutlich. 

Einerseits wird ein weitgehender Baumerhalt, andererseits die Schaffung einer Grünkulisse mit 

lebensfähigen, dem Klimawandel standhaltenden Bäumen in einer zukunftsfähigen Gesamtplanung 

gewünscht.

Der überwiegende Teil der Eingaben beschäftigt sich mit dem Radverkehr, der Umsetzung des 

Radentscheids und der Führung des Radverkehrs. Dabei wurden auch weitergehende eigene 

Vorschläge eingebracht, wie etwa die Anlage eines Beidrichtungsradweges, der aufgrund der 

vorhandenen Rahmenbedingungen kaum realisierbar ist, oder die weitergehende Reaktivierung der 

bestehenden Radverkehrsanlagen. Allgemein negativ wird die Anlage der „protected bike lane“ mit 

unterschiedlichen Sicherungselementen bewertet, weshalb die Verwaltung in ihrer weiteren 

Ausarbeitung davon absieht.

Querschnittsbetrachtungen
Die Straßenraumaufteilung wurde vielfach kommentiert und eigene Vorschläge entwickelt, 

insbesondere zuletzt durch die Bürgerinitiative Lütticher Straße. In der Gesamtbetrachtung gibt es aus 

der Anliegerschaft eine stärkere Bevorzugung einer Lösung in Anlehnung an die Varianten 3 und 4, 

die mit einem Radweg stadteinwärts und Radfahrstreifen, Baumstandorte und (teilweise) Längsparken 

stadtauswärts, als Kompromisslösung betrachtet wird. Dahingehend wird die radentscheidkonforme 

Umsetzung von 2/3 der Nicht-Anlieger befürwortet.

 

Die Verwaltung hat alle Querschnittsvarianten in Bezug auf die zahlreichen Ideen und Anmerkungen 

von Bürger*innen geprüft. In Würdigung und Abwägung der formulierten Eingaben erscheint aus Sicht 

der Verwaltung sinnvoll, eine Weiterentwicklung der bestehenden Vorschläge in eine „Variante 5“, mit 

breiten Radverkehrsanlagen in den Nebenanlagen, einem durchgängigen Parkraumangebot 

stadtauswärts und teilweisem Parkraumangebot stadteinwärts sowie einem durch beidseitige, zum 

Teil dreireihige Begrünung geschaffenen Alleencharakter in die weitere politische Diskussion 

einzubringen. Die Variante stellt sich in den beiden Teilabschnitten wie folgt dar:

Querschnitt 1 (Limburger Straße bis Klemensstraße) (Anlage 4)

Gegenüber den bisherigen Querschnittsvarianten befinden sich die Radverkehrsanlagen in Variante 5 

in beiden Fahrtrichtungen in den Nebenanlagen. Im Querschnitt 1 ist der Radweg stadteinwärts 2,30 

m und stadtauswärts 2,00 m breit. Stadtauswärts ist die Anlage eines Längsparkstreifens mit 

Baumfeldern vorgesehen. Stadteinwärts gibt es eine Baumreihe auf Höhe der Senkrechtparkstände. 

Im weiteren Prozess wird geprüft, ob der noch vitale Baumbestand im 1. Querschnitt (4 Bäume) sich 

damit vereinbaren lässt und erhalten werden kann und ob optional auch eine weitere Baumreihe in 

den geplanten Baumfeldern geschaffen werden kann.
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In dieser Variante werden für alle Verkehrsarten regelkonforme Verkehrsflächenbreiten und eine 

beidseitige Baumreihe ermöglicht. Stadteinwärts wird für den Radverkehr das Radentscheidmaß 

eingehalten, stadtauswärts leicht unterschritten. Die Situation für den Fußverkehr wird stadtauswärts 

deutlich verbessert, auf der Seite des Couven-Gymnasiums allerdings um 0,60m auf das Regelmaß 

reduziert.

Querschnitt 2 (Klemensstraße bis Hohenstaufenallee) (Anlage 5)

Der 2. Teilabschnitt - mit den Anforderungen zum Schutz des zu erhaltenden Baumbestandes - 

enthält ebenfalls Einrichtungsradwege in den Nebenanlagen und stadtauswärts einen 

Längsparkstreifen mit Baumstandorten. Die Radwege sind jeweils 2,00 m breit (Regelmaß nach 

Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010)) und ermöglichen damit auch das Überholen.

Der Gehweg an der Straßenseite stadtauswärts (gerade Hausnummern) ist 2,00 m breit. Nach 

Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) beträgt das Regelmaß für Gehwege 2,50 m. 

Darin sind jedoch Sicherheitsabstände zur Fahrbahn und zu Gebäuden enthalten, die in der Form bei 

dem geplanten Querschnitt nicht auftreten. Der reine Verkehrsraum für Fußgängerverkehr ist 1,80 m 

breit. Sicherheitsräume zu Grünflächen sind in der Regel nicht erforderlich und werden 

dementsprechend in dieser Variante nicht angesetzt.

Ein Längsparkstreifen wird stadtauswärts eingeplant. Damit wird auf Höhe der Klemensstraße ein 

großer Versatz der Fahrbahn vermieden und der Alleencharakter durch beidseitige Baumpflanzung 

bleibt erhalten.

Stadteinwärts wird eine 3. Baumreihe zwischen dem Radweg und der Fahrbahn eingeplant, die sich 

positiv auf die Baumbilanz auswirkt. Der zu erhaltende Baumbestand hat etwa 2,30 m Abstand zum 

Radweg. In der weiteren Bearbeitung sind Maßnahmen zum Wurzelschutz bei der Herstellung des 

Radweges zu beachten, da hierdurch in geringem Maße der durchwurzelte Bodenstandraum der 

Kronentraufbereich der Bäume in Anspruch genommen wird. Zur besseren Bewässerung und 

Durchwurzelung wird auf der Hausseite der Gehweg auf ein Maß von 2,50 m reduziert und der 

wegfallende ehemalige Gehweg entsiegelt. Aus Sicht des Baumschutzes wäre ein weiterer Abstand 

zu den großen Bestandsbäumen wünschenswert. Zusätzliche 40 cm Abstand können bei einer 

Reduktion auf das Mindestmaß für bauliche Radwege auf 1,60 m gewonnen werden.

Im Zuge der Erarbeitung des Lageplans wird geprüft, ob abschnittsweise außerhalb der 

Kronentraufbereiche weitere Parkmöglichkeiten unter Einbehaltung der notwendigen 

Sicherheitsabstände zur Radverkehrsanlage geschaffen werden können.
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Fazit / Empfehlung
Aus den Ergebnissen des Bürger*innendialogs wird deutlich, dass die Bedürfnisse und 

Nutzungsansprüche des überplanten Straßenraums zum Teil stark miteinander konkurrieren. Aus 

Sicht der Verwaltung geht die angepasste Variante 5 auf verschiedenste Eingaben aus der 

Bürgerschaft ein. Auf die Weiterverfolgung einer „protected bike lane“ wird verzichtet, eine deutlich 

stärkere und durchgängige, zum Teil dreireihige Alleen-Begrünung des Straßenraums angestrebt und 

mehr Parkraum geschaffen als in der bisherigen Vorzugsvariante. Die Bedingungen für den 

Radverkehr werden deutlich verbessert, allerdings nur in einem Teilabschnitt mit dem im 

Radentscheid geforderten Maß von 2,30 m netto-Radwegbreite. Dafür werden in allen Teilabschnitten 

bauliche Radwege mit den entsprechenden Sicherheitstrennstreifen zu parkenden Fahrzeugen 

geschaffen, die ein sicheres und – insbesondere im Abschnitt stadteinwärts unter der neuen 

Baumallee – ein attraktives Fahrgefühl auch für bisher Nicht-Radfahrende schaffen. Für den 

Fußverkehr verbessern sich die Bedingungen auf der stadtauswärts rechtsseitigen Gehwegseite 

ebenfalls deutlich. Auf der gegenüberliegenden Gehwegseite reduziert sich demgegenüber der 

vorhandene Gehweg auf das Regelmaß von 2,50 m, was punktuell im ersten Teilabschnitt zu 

Schulbeginn- und –schlusszeiten wegen der auftretenden Pulkbildungen von Schülerinnen und 

Schülern nachteilig wirken kann.

Eine grobe Schätzung der Parkraumbilanz auf Grundlage der Lagepläne der in 2013 beschlossenen 

Planung ergibt in Variante 5 - bei ausgeglichener Baumbilanz - ca. 150 Parkmöglichkeiten.

Insgesamt kann damit ein Kompromiss der unterschiedlichen Interessen ermöglicht werden. 

Die Verwaltung empfiehlt daher auf Grundlage der Querschnitte von Variante 5 die Planung im 

Lageplan zu erstellen und den zuständigen politischen Gremien zur weiteren Beschlussfassung 

vorzulegen.

Die Anträge der Grüne Fraktion vom 27.11.2020 in der Bezirksvertretung Aachen-Mitte 

(„Bürgerinformation Lütticher Straße vorziehen“) und CDU-Fraktion vom 24.11.2020 im Rat der Stadt 

Aachen („Bürgerdialog Lütticher Straße“) wurden mit Durchführung des Bürger*innendialogs am 

19.01.2021 behandelt.

Anlage/n:
1. Bürger*inneneingaben (schriftlich und per Email)

2. Auswertung der Onlinebefragung

3. Zusammenfassung der Eingaben und themenbezogene Stellungnahme der Verwaltung

4. Querschnitt 1: Abschnitt Limburger Straße bis Klemensstraße

5. Querschnitt 2: Abschnitt Klemensstraße bis Hohenstaufenallee

6. Antrag der Grüne Fraktion vom 27.11.2020

7. Antrag der CDU-Fraktion vom 24.11.2020
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Fachbereich Stadtentwicklung,   Die Oberbürgermeisterin -planung und Mobilitätsinfrastruktur FB 61/301              Aachen, den 18.03.2021           Hausruf: 6176, Herr Dr. Langweg  Bürgerbeteiligung zur Lütticher Straße Ergebnis der Online-Beteiligung und Empfehlungen für die weitere Planung   396 Personen haben zwischen dem 11. 01. und 31.01.2021 den Online-Fragebogen zur Lütticher Straße ausgefüllt. 205 Anlieger (davon 25 % als Eigentümer) und 191 „andere“ am Verfahren interessierte Personen.  Umgang mit den Bäumen Das Thema wurde im Fragenbogen wie folgt erläutert: „Der Großteil der Bäume in der Lütticher Straße hat keine hohe Lebenserwartung mehr. Nur die hauszugewandte Baumreihe in der Doppelreihe zwischen Limburger Straße und Hohenstaufenallee ist so gesund, dass sie aus fachlicher Sicht erhalten bleiben sollte. Für die anderen Bäume wird vom Fachbereich Umwelt in der Gesamtabwägung eine komplette Fällung und Neupflanzung junger Bäume mit hoher Lebenserwartung empfohlen.“   Bei den Anlieger*innen dominiert der Wunsch nach Erhaltung gefolgt von der Position, Bäume auf keinen Fall zu fällen. Nur 20 % stimmen dem Verwaltungsvorschlag zu.  Bei den „anderen“ stimmen rd. 50 % dem Vorschlag der Verwaltung zu gefolgt vom Wunsch, möglichst viele Bestandsbäume zu erhalten. 

 Abbildung 1: „Wie bewerten Sie die Empfehlung der Verwaltung zum Umgang mit den Bäumen?“  Bewertung des Bestandes und verkehrliche Randbedingungen der Anlieger*innen  Die Anlieger*innen wurden u.a. zum Pkw-Besitz und zur Nutzung befragt: • 90 % geben an, einen Pkw zu besitzen aber nur 44 %, dass sie auch einen Stellplatz besitzen. 33 % haben Interesse an einem Dauerstellplatz, aber nur 9 % sind bereit, dafür 40 Euro oder mehr im Monat zu zahlen. • Rd. 50 % geben an, täglich einen Pkw zu nutzen und weitere rd. 25 %, dass sie das mehrmals pro Woche machen. • 21 % haben Interesse an einem CarSharing-Pilotversuch und 10 % können sich sogar vorstellen, bei einer CarSharing-Station einen Pkw abzuschaffen. Die derzeitige Situation des Fuß- und Radverkehrs in der Lütticher Straße wird von den Anlieger*innen deutlich positiver eingeschätzt, als von den anderen. Umgekehrt verhält es sich bei der Einschätzung der Parksituation.  
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  Abbildung 2: „Wie bewerten Sie die Situation im Bestand?“ 1 = sehr gut, 6 = ungenügend  Als Bezug zu den übergeordneten Zielen stimmen 60 % der  Anlieger*innen den Zielen der Mobilitätsstrategie zu; 30 % lehnen dies ab („Für den Verkehr in Aachen wurden in der Mobilitätsstrategie 2030 Ziele festgelegt. Danach sollen u.a. die Alternativen zum Autoverkehr ausgebaut, der Anteil des Autoverkehrs reduziert werden und der Verkehr soll sicherer und komfortabler gestaltet werden.“) Die anderen Teilnehmer*innen an der Online-Befragung stehen mit 80 % hinter den Zielen der M Mobilitätsstrategie 2030. Die Zustimmung zum integrierten Klimaschutzkonzept ist ähnlich positiv.  Bewertung der vorgelegten Querschnittsvarianten Schaut man sich vor diesem Hintergrund die Bewertung der vier vorgestellten Varianten an, so ergibt sich folgendes Bild: 

 Abbildung 3: "Wie bewerten Sie die Empfehlung der Verwaltung zur Aufteilung des Straßenraumes?"   Bei den Anlieger*innen ist das Bild sehr inhomogen: 25 % halten keine der vorliegenden Varianten für gut. 30 % der Anlieger*innen sprechen sich für eine der „Kompromissvarianten“ 3 oder 4 aus. Nur 17 % halten die Führung auf der Fahrbahn mit Schutzstreifen für die beste Lösung. Nur jede/r fünfte Anlieger*in stimmt der Vorzugsvariante 2 zu.   Von den „anderen“ Teilnehmenden an der Online-Befragung sprechen sich 67 % für die Radentscheid-konforme Variante 2 aus.  Viele Kommentare und Anmerkungen der Online-Erhebung sind in der Bürgerinformationsveranstaltung dargestellt worden, wie auf den Folien und dem Livestream zu dem Termin zu sehen ist (s. www.aachen.de/luetticherstrasse). Alle genannten Aspekte sind in das Dokument zur Abwägung aller Belange eingeflossen.  
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Bürger*inneneingaben zur Planung Lütticher Straße  Ergebnisse des digitalen Bürger*innendialogs am 19.01.2021 zur Planung Lütticher Straße, 2. Bauabschnitt zwischen Limburger Straße und Amsterdamer Ring, mit Anregungen und Bedenken (schriftliche Eingaben sowie Eingaben per E-Mail bis einschließlich 15.03.2021)   Allgemeines  
• Insgesamt sind 448 Eingaben von Bürger*innen zur Planung Lütticher Straße eingegangen. 
• Dabei gibt es zum Teil auch mehrfache Eingaben von einzelnen Bürger*innen, z.B. per E-Mail und über einen von der Verwaltung zur Verfügung gestellten Onlinefragebogen. 
• Nach der Veranstaltung bis einschließlich 12.03.2021 sind Eingaben eingegangen. 
• Bei der Durchsicht der Eingaben lassen sich häufig angeführte Aspekte zu folgenden Themenbereichen zusammenfassen (Mehrfachnennungen möglich): 1. Ruhender Verkehr 1a. Parken Allgemein (v.a. Parkraumverlust, Liefern und Laden) 1b. Bewohnerparken 2. Baumbestand und Straßenraumbegrünung 3. Radverkehr  3a.  Radverkehr Allgemein 3b. Radverkehrsnetz und Radverkehrsbelastung im Allgemeinen 3c. Baulich geschützter Radfahrstreifen (PBL), v.a. im Zusammenhang mit Grundstückszufahrten 3d. Beidrichtungsradweg 3e. Reaktivierung der bestehenden, stark verfallenen Radverkehrsanlagen 4. Querschnitt bzw. Straßenraumaufteilung  4a. Straßenraumaufteilung Allgemein  4b.  Querschnittsvorschläge der Bürger*innen 5. Umliegende Nutzungen und aktuelle Bauvorhaben 6. Anliegerbeiträge nach KAG 7.  Zeitplanung und Handlungsbedarf 8. Organisation des Bürger*innendialogs 9. Weitere Einzelaspekte  Im Folgenden werden die wesentlichen Aspekte der Eingaben zu den einzelnen oben genannten Themenbereichen sowie die entsprechenden Antworten / Stellungnahmen der Verwaltung zusammengefasst:   1. Ruhender Verkehr  1a. Parken Allgemein  
• Wird für einen Stellplatz im Vorgarten eine Baugenehmigung benötigt? Und bekommt man dafür eine zusätzliche Grundstückszufahrt? 
• Wenn Parkplätze wegfallen, sind die Anwohner*innen gezwungen, ihre Vorgärten in Parkplätze umzuwandeln. 
• Einzelne Hausbesitzer*innen haben zusätzliche Stellplätze in ihren Vorgärten eingerichtet, obwohl nicht klar ist, ob die Zufahrt genehmigt wurde. 
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• Viele Anwohner*innen der Lütticher Straße sind ältere Menschen oder junge Familien mit kleinen Kindern. Sie und auch manche Berufstätige sind auf ein Auto angewiesen. 
• Der Wegfall von 80 Parkplätzen im 2. Bauabschnitt wird einen höheren Parkdruck in den umliegenden Straßen erzeugen.  
• An Feiertagen sind immer noch freie Parkplätze vorhanden. 
• Stellplätze und Kundenparkplätze sollten auf dem eigenen Grundstück geschaffen werden. 
• Gewohnheitsmäßig und zum Teil auch verbotswidrig ein Auto zu parken darf kein Grund sein, die jetzige Situation beizubehalten. 
• Die vorhandenen Behindertenparkplätze müssen bei der weiteren Planung bedacht werden. 
• Wer vermietet, muss neben Wohnraum auch die erwartete Infrastruktur für Parken, Liefern / Laden und Handwerker*innen bieten können. 
• Durch Parkraumverlust werden wirtschaftliche Existenzen gefährdet. 
• Für den Betrieb der Bäckerei Mannebach muss der stadtauswärts fahrende Verkehr dort anhalten können. 
• Viele Therapeut*innen und Pflegedienste finden bereits heute keinen Parkplatz im Umfeld der Lütticher Straße. 
• Der Parkplatz am Hangeweiher könnte für Anwohner*innen der Lütticher Straße und für Park + Ride attraktiver gemacht werden. 
• Am Hangeweiher könnten freie Parkhäuser für Bewohner*innen errichtet werden. Es könnte abgefragt werden, ob alle Einwohner*innen Aachens diese über eine geringe Umlage mitfinanzieren. 
• Statt Senkrechtparken sollte Schrägparken vorgesehen werden. Dadurch verbessern sich die Sichtverhältnisse auf und für ausparkende Fahrzeuge. 
• Senkrechtparken ist für alle Verkehrsteilnehmende zu gefährlich. 
• Die Tankstelle an der Lütticher Straße steht auf dem Gelände des Krankenhauses. Der Standort oder die Fläche an der Ecke Limburger Straße eignen sich, um eine Quartiersgarage anzubieten. 
• Im städtischen Haushalt ist keine Kostenstelle für Quartiersgaragen ausfindig zu machen. 
• Für Besucher*innen des Krankenhauses, Teilnehmer*innen von Abendveranstaltungen an der Schule und Nutzer*innen der Sporthallen außerhalb der Schulzeiten müssen Parkmöglichkeiten erhalten bleiben. 
• Vielleicht lassen sich eigene Parkplätze für Beschäftigte des Franziskushospitals nachts für Bewohner*innen nutzbar machen. 
• Zur Lösung der Parkplatzprobleme sollten in einem ganzheitlichen Konzept begleitende Maßnahmen vorgesehen werden. 
• Der Wegfall nahezu der Hälfte aller Parkplätze steht in keiner Relation zur minimal besseren Situation für Radfahrer*innen. 
• Parkplätze am Fahrbahnrand sollten markiert werden um das Parken zu ordnen. 
• Es sollten Ladestationen für E-Autos geschaffen werden. 
• Die Stadt könnte anbieten, Garagen zu entrümpeln, damit sie nicht zweckentfremdet werden. 
• Kfz-Parkplätze sollten durch Radabstellanlagen ersetzt werden. 
• Wo sollen die ganzen Fahrräder zukünftig abgestellt werden? 
• Alle Parkplätze sollten für 15 Minuten kostenlos sein (z.B. für den Bäcker, Paketdienste und zum Be- und Entladen). Alle anderen sollten in Quartiersgaragen parken. 
• Die vorhandene Anzahl von privaten Garagen und Stellplätzen beträgt weniger als ein Drittel des Bedarfs für die Haushalte.  1b. Bewohnerparken  
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• Der Parkdruck im Viertel ist sehr hoch, da viele Auswärtige den Bereich nutzen um das Auto kostenlos zu parken und mit dem Bus in die Stadt zu fahren. 
• Eine Bewohnerparkzone würde den Anwohner*innen helfen. 
• Die Einrichtung von Bewohnerparkzonen hat zu erhöhtem Parkdruck in den umgebenden Vierteln geführt. Das ist ein selbst erzeugter und absehbarer Dominoeffekt. 
• Die Körnerstraße ist ein von fremden Fahrzeugen überlastetes Gebiet. Wenn im Bereich Schillerstraße und in der Lütticher Straße Bewohnerparkzonen eingerichtet werden, befindet sich die Körnerstraße in einer „Sandwichposition“. Sie und andere Seitenstraßen sollten einbezogen werden. 
• Bewohnerparken ist keine Lösung. Die „Elterntaxis“ würden weiterhin zu Grundstückszufahrten zustellen, aber Patient*innen des Krankenhauses, P+R -Nutzer*innen und Besucherverkehre hätten Nachteile. 
• Für Bewohnerparkausweise sollte die maximal mögliche Gebühr angesetzt werden. 
• Der Umbau sollte zeitgleich mit der Einführung des Bewohnerparkens erfolgen.   Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Grundsätzliches Zum Thema Parken/ruhender Verkehr gab es zahlreiche Eingaben, die sich mit unterschiedlichen Teilthemen beschäftigten. Die Verwaltung beschäftigt sich hierzu nicht nur mit der Lütticher Straße sondern in der parallelen Bearbeitung der Bewohnerparkzone „U“ auch auf Quartiersebene. Deren Planung steht nun an. Um einen Überblick über das aktuelle Parkraumangebot und die Parkraumauslastung zu erhalten, wurde ein Parkraumgutachten für den gesamten Bereich in Auftrag gegeben. Die Erhebung wird belastbare und aktuelle Aussagen zum Status Quo der Parkraumnutzung und -auslastung auch in der Lütticher Straße treffen. Dabei werden auch die im Viertel vorhandenen Einrichtungen berücksichtigt.  Aus Bewohnerparkzonenprojekten in Aachen und deren Evaluation in den vergangenen Jahren kann nachgewiesen werden, dass die Einrichtung einer Bewohnerparkzone zur Entlastung der Parkplatzsituation in einem definierten Bereich beiträgt und der hohen Auslastung der Parkplätze im öffentlichen Raum entgegenwirkt. Dabei wird die Parkraumnachfrage durch gebietsfremde Personen deutlich reduziert. Entsprechend erhöhen sich die Chancen für Bewohner*innen, im unmittelbaren Wohnumfeld einen Parkplatz zu finden.  Alle öffentlichen Parkplätze einer Bewohnerparkzone werden in der Regel bewirtschaftet und können sowohl von Bewohner*innen als auch von Besucher*innen genutzt werden. Dabei müssen Besucher*innen einen Parkschein am Automaten während der Bedienpflichtzeit ziehen. Bewohner*innen parken kostenfrei mit einem Bewohnerparkausweis.   Grundsätzlich besteht in angrenzenden Straßen, auch in denen, die einer Bewohnerparkzone angehören, immer die Möglichkeit in freien Lücken zum Liefern und Laden bzw. zum Ein- und Aussteigen zu halten. Sind in diesen Straßen überwiegend alle Parkplätze belegt, können separate Liefer- und Ladezonen eingerichtet werden.  Für Handwerker*innen und soziale Dienste besteht schon heute die Möglichkeit, einen Handwerkerparkausweis zu beantragen. Dies wird rege genutzt! Die Ausweise berechtigen zum Parken im eingeschränkten Haltverbot und in Haltverbotszonen, auf öffentlichen Parkplätzen mit Parkscheibenpflicht, Parkscheinautomaten usw. oder zum Parken auf Bewohnerparkplätzen. Für den Berechtigtenkreis verbessern sich bei Einführung einer Bewohnerparkzone die Chancen auf einen Parkplatz deutlich. Darüber hinaus kann für z.B. Umzüge, Möbellieferungen und ähnliche Gegebenheiten durch die Verwaltung eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden.   
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Taxen haben bereits per Gesetz Sonderrechte. So dürfen diese in zweiter Reihe halten, um Fahrgäst*innen ein- oder aussteigen zu lassen, wenn es die Verkehrslage zulässt.  Bewohnerparkzone „U“ Seit der Einrichtung der ersten Bewohnerparkzonen haben sich die Ansprüche und Rahmenbedingungen an eine Parkzone geändert. Wurden die Zonen früher eher klein und auf die Innenstadt begrenzt eingerichtet, werden heute große Zonen geplant und auch außerhalb der Innenstadt an Zielpunkten mit erheblichem allgemeinen Parkdruck, wo die Bewohner*innen des Quartiers regelmäßig keine ausreichende Möglichkeit haben, in ortsüblicher fußläufig zumutbarer Entfernung von ihrer Wohnung einen Parkplatz für ihr Kraftfahrzeug zu finden, angelegt. Bei der Einrichtung von Bewohnerparkzonen können Verlagerungseffekte in die angrenzenden nicht bewirtschafteten Randbereiche entstehen.  Die in der ursprünglichen Idee geplante Parkzone „U“ umfasste die Lütticher Straße zwischen Schanz und Sanatoriumstraße, die Körnerstraße sowie Teile der Hohenstaufenallee, Limburger Straße, Weberstraße und des Morillenhangs. In dieser Zone befinden sich das Franziskushospital und das Ärzt*innenhaus an der Sanatoriumstraße, dessen Angebot in den letzten Jahren weiter ausgebaut wurde. Das städtische Couven-Gymnasium an der Lütticher Straße liegt direkt an der Grenze des beplanten Bereichs. Da in der Folge mit einer erhöhten Parkplatzauslastung des öffentlichen Parkplatzangebotes zwischen Sanatoriumstraße und Außenring zu rechnen ist, strebt die Verwaltung eine Erweiterung der bisher geplanten Bewohnerparkzone bis zum Amsterdamer Ring an. Dies geht auf eine Bürgeranregung zurück. Die Ergebnisse einer geänderten Begrenzung der Zone „U“ und des Parkraumgutachtens werden anschließend der Politik zur Beratung vorgelegt.  Die Stadt Aachen ist bei der Gebührenerhebung für Bewohnerparkausweise an die Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) gebunden. Der Gebührenrahmen für die Ausstellung eines Bewohnerparkausweise lag bisher zwischen 10,20 bis 30,70 €/Jahr. Mit der Änderung des Bundesfernstraßengesetzes  vom 14.05.2020 können die Länder nun eigene Rechtsverordnungen für die Gebührensätze verabschieden, in denen neben den reinen Verwaltungskosten auch die Bedeutung der Parkmöglichkeiten, deren wirtschaftlicher Wert oder der sonstige Nutzen von Parkmöglichkeiten für Bewohner*innen eingehen. Die Länder können dies auch direkt an die Kommunen übertragen, sodass vor Ort eigene Gebührenordnungen erlassen werden können. Damit folgt der Gesetzgeber den langjährigen Initiativen von Kommunen und kommunalen Verbänden wie dem deutschen Städtetag, die sich für eine Erhöhung des kommunalen Gestaltungsspielraums bezüglich der Bewertung des öffentlichen Raumes eingesetzt haben. In verschiedenen Papieren wurde ein Gebührenrahmen bis zu einer Höhe von 200€/Jahr gefordert.  Die zuletzt am 25.06.2020 politisch beschlossene Prioritätenliste für Bewohnerparken listet die Bewohnerparkzone „U“ an vierter Stelle auf. Die Vorerhebung dazu soll im 2.Quartal des Jahres durchgeführt werden. Mit der voraussichtlichen Einrichtung der Zone kann – bei positiver Beschlusslage - demnach in 2022 und damit vor Abschluss der Bauarbeiten in der Lütticher Straße gerechnet werden.  Parken auf privatem Grund Das Parken auf privaten Grundstücken ist in der Landesbauordnung NRW geregelt. Baugenehmigungen sind für Stellplätze auf privatem Grund in der Regel erst erforderlich, wenn sie überdacht sind oder die Fläche insgesamt 100 m² übersteigt. Weitere Vorgaben können sich jedoch zum Beispiel auch aus einem Bebauungsplan ergeben. In Aachen wird zudem grundsätzlich so verfahren, dass ein Grundstück aus Gründen des Fußgängerschutzes und zur Erhaltung des öffentlichen Parkraums nur über eine Zufahrt /Absenkung mit max. 5,00 m Breite der Rampensteine erschlossen werden soll. Durch den Aachener Stadtbetrieb wird vor Ort entschieden, ob anstelle von Rampensteinen ansonsten Tiefbordsteine mit Flügelsteinen verlegt werden. Dann darf die Zufahrt eine Breite von 6,00 m nicht überschreiten. Vor Beginn möglicher Arbeiten im öffentlichen Raum muss rechtzeitig ein entsprechender Antrag zur Sondernutzung bei der Straßenverkehrsbehörde gestellt werden. Das Vorgehen 
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beruht auf § 18 in Verbindung mit § 14 und 14a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit gültigen Fassung.  Der Stellplatz- und Fahrradstellplatzbedarf von Wohngebäuden und gewerblichen Nutzungen (inklusive der Stellplatznachfrage für Kundenverkehre) wird in der Stellplatzsatzung der Stadt Aachen geregelt. Die letztlich herzustellenden Stellplätze sind grundsätzlich auf dem eigenen Grundstück oder in der näheren Umgebung auf einem geeigneten Grundstück (und nicht im öffentlichen Raum) zu errichten. Die Zweckentfremdung von derart notwendigen Stellplätzen und Garagen ist nicht zulässig und kann durch den Fachbereich Bauaufsicht überprüft und ggfs. geahndet werden.  Parken im öffentlichen Raum Für den öffentlichen Raum wurden verschiedene Hinweise und Anregungen formuliert:  Die Idee eines Um- bzw. Ausbaus des Parkplatzes am Hangeweiher (der im letzten Jahr bereits als P+R-Platz ausgeschildert wurde) wird von der Verwaltung aufgenommen und geprüft. Der Hinweis auf den anstehenden Verkauf des Tankstellengrundstücks wird ebenfalls durch die Stadtverwaltung aufgenommen und geprüft. Die weitere Nutzung von Parkplätzen des Franziskushospitals wird mit dem Bewirtschafter APAG verhandelt. Die Schaffung von Parkraum in Quartiersparkhäusern in Aachen ist eine Aufgabe der Verwaltung, die im Rahmen des Integrierten Klimaschutzkonzeptes (IKSK) der Stadt Aachen an Bedeutung gewonnen hat. Im Haushaltsplanentwurf sind 8,63 Mio. € Mittel in 2021 und den Folgejahren dafür eingeplant (u.a. als Mobility-Hubs im Rahmen des Integrierten Klimaschutzkonzeptes).  Gemäß Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) ist die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Parkbuchten der Anlage von Parkstreifen auf der Fahrbahn in der Regel vorzuziehen, weil dadurch die Sichtverhältnisse für Kraftfahrer an Knotenpunkten verbessert werden können, bei hoher Parkdichte die Parkreihe für Fußgängerquerungen unterbrochen werden kann und Begrünungsflächen entstehen können. Parkbuchten mit Senkrechtaufstellung ermöglichen bei entsprechender Straßenraumbreite die höchste Parkstanddichte je Meter Straßenfrontlänge und können im Zweirichtungsverkehr angefahren werden. Beim Rückwärtsausparken ist der Verkehr aber schlecht einsehbar und hinsichtlich der Verkehrssicherheit schlechter zu bewerten. Breite Sicherheitstrennstreifen oder sehr tiefe Parkstände können den Raum schaffen um diesen Mangel zu reduzieren.  Die Markierung einzelner Parkstände ist aus verkehrstechnischen Gründen entbehrlich. Es fallen höhere Kosten an, gleichzeitig reduziert sich die - durch zum Teil sehr unterschiedliche Fahrzeuglängen bedingte – Effizienz in der Auslastung der Fläche. Ggfs. kann die  Markierung aus straßenverkehrsrechtlichen Gründen erforderlich werden (z.B. Ausweisung eines Behindertenparkplatzes), was in der Detailplanung geprüft wird.   Die vorhandenen Behindertenparkplätze werden in jedem Fall bei der weiteren Planung berücksichtigt. Ebenfalls wird ein Angebot von öffentlich nutzbaren Fahrradparkplätzen eingeplant. Neu geplante Radabstellanlagen müssen dabei gut zugänglich sein und sollen keine Barrieren - etwa für den Fußverkehr - darstellen.  An einem Konzept für Ladestationen im öffentlichen Straßenraum arbeitet die Stadtverwaltung derzeit in Zusammenarbeit mit STAWAG und APAG.  Das Aufstellen von Fahrradabstellanlagen  in der Nähe von Bushaltestellen und an anderen Stellen in der Lütticher Straße wird bei der Planung geprüft und berücksichtigt.   2. Baumbestand und Straßenraumbegrünung 
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• Bäume sollen nicht für Radwege, die ohnehin vorhanden sind, geopfert werden. 
• Durch Baumfällungen verliert die Lütticher Straße ihren historischen Alleecharakter. 
• Es ist zu befürchten, dass aus den Forderungen des Radentscheids und des Kfz-Verkehrs ein Baumfällungsentscheid hervorgeht. 
• Vor wenigen Wochen wurden Bäume und Sträucher für neue Parkplätze des Franziskushospitals beseitigt. Im weitern Umfeld der Lütticher Straße gab es zusätzlich Baumfällungen. 
• Das Stadtgrün ist der einzig positiv auf Ökologie und Klima wirkender Faktor im Straßenraum und sollte deshalb am wenigsten unter dem Streit der Verkehrsteilnehmer leiden. 
• Die Bäume sollen zur Verbesserung der Luftqualität und im Sinne des Klimaschutzes erhalten bleiben. Vorhandene Schutzeinrichtungen werden trotz Eingaben über das Bürgerportal nicht instand gesetzt. 
• Bestandsbäume sollen im gesamten Stadtgebiet vor dem schädlichen Beparken der Baumscheiben verschont bleiben, z.B. mit (Holz-)Pollern. 
• Es wäre denkbar, zum Schutz und der Pflege von Bäumen Patenschaften anzubieten. 
• Junge Neupflanzungen sind über Jahre kein ökologischer Ersatz für große Bäume. Um die Habitatfunktion zu erhalten wäre ein schrittweiser Ersatz sinnvoller als die Fällung in einem Zug. 
• Warum wurde der fach- und sachgereichte Umgang mit den Bäumen in der Lütticher Straße nicht schon früher angegangen? 
• Es macht mehr Sinn, die Allee komplett neu zu gestalten. Damit sollte eine deutliche Verbesserung der Lebensqualität möglich sein. 
• Durch eine Verschmälerung des Gehwegs im Bereich des zu erhaltenden Baumbestandes könnte die Grünfläche vergrößert werden. 
• Grundstückszufahrten im Bereich der Bäume müssen eine Versickerung erlauben. 
• Welche Baumarten sollen gepflanzt werden? 
• Es sollten Bäume gepflanzt werden, die dem Klimawandel und der Situation in der Stadt besser standhalten.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Im 2. Bauabschnitt der Lütticher Straße befinden sich nach jetzigem Kenntnisstand 86 Bäume im öffentlichen Straßenraum, von denen 67 unter die Baumschutzsatzung fallen und 62 eine beeinträchtigte Vitalität haben, die eine geringe restliche Lebenserwartung erwarten lässt. Die eingeschränkte Vitalität resultiert zum großen Teil aus massiver Verdichtung der Baumstandräume durch Befahren und Beparken sowie Anfahrschäden im Stammbereich und an den Wurzelanläufen.  Es ist auch Ziel der Verwaltung mit neuen Baumpflanzungen zu einem attraktiveren Erscheinungsbild beizutragen. Die Vorteile einer Neuanpflanzung im 2. Bauabschnitt sind eine weitgehend einheitliche Bepflanzung mit geringem Pflege- und Unterhaltungsaufwand und hoher Lebenserwartung, Kostenersparnisse im Straßenbau sowie die optimale Gestaltung der gesamten Straße (Fahrbahn, Parkplätze, Geh- und Radwege) unter Berücksichtigung alter und neuer Leitungen. In der Abwägung wurde daher entschieden, die 20 noch vitalen Bäume im Abschnitt Klemensstraße - Hohenstaufenallee als Ensemble zu erhalten und die 4 vitalen Bäume im Abschnitt Limburger Straße - Klemensstraße zugunsten einer einheitlichen Baumkulisse zu fällen.  Um eine ausgeglichene Baumbilanz zu erreichen, sollen mindestens 66 Bäume neu gepflanzt werden. Innerhalb von ca. 10 Jahren sollen sie die Funktion des bisherigen Bestandes wiederherstellen. Dafür werden z.B. zu Stammumfang, Gesamthöhe und Kronenbreite Qualitätsanforderungen formuliert. Die Baumart wurde noch nicht festgelegt. Durch die Neuplanung soll ein Befahren und Beparken der Baumbeete nachhaltig vermieden werden.  

112 von 135 in Zusammenstellung



Stadt Aachen FB 61/300 

7 

Der Hinweis zu den nicht instand gesetzten Schutzeinrichtungen wird aufgenommen. Grundsätzlich sollte allen gemeldeten Schadensfällen nachgegangen werden.  Der Umbau des 2. Bauabschnitts der Lütticher Straße inklusive der Neuordnung der Straßenraumbegrünung wurde bereits 2013 beschlossen. Durch Verzögerungen in der Straßenbauförderung wurde er aber mehrfach zurückgestellt.  Für Gehwege wird in den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) eine Regelbreite von 2,50 m angegeben - unabhängig von der Fußgängerfrequenz. Dieses Regelmaß setzt sich aus dem tatsächlichen Verkehrsraum (1,80 m) und den erforderlichen Sicherheitsräumen zur Fahrbahn (0,50 m) und zu Gebäuden bzw. Einbauten (0,20 m) zusammen. Die Verwaltung strebt das Maß nach Möglichkeit - auch wegen der Belange der mobilitätseingeschränkten Bürger*innen - im Stadtgebiet überall an. Eine Verschmälerung des geplanten Gehwegs unter dieses Maß muss im Einzelfall abhängig von der jeweiligen Situation geprüft werden.  Die Bodenstandraumbedingungen der zu erhaltenden Bäume, in deren Kronentraufbereiche Grundstückszufahrten liegen, sollen im Zuge der weiteren Planung möglichst verbessert werden. Dazu soll auch die Vergrößerung des Abstandes der weiteren Verkehrsflächen zu den Bäumen beitragen. Für die neu zu pflanzenden Bäume werden fach- und sachgerechte Bodenstandräume hergestellt und Standorte gewählt, die nicht mit der Lage der Zufahrten kollidieren.   3. Radverkehr  3a. Radverkehr Allgemein  
• Wieso ändern sich ständig die Direktiven, wo im Straßenraum Radverkehrsanlagen anzulegen sind? In der Lütticher Straße wurden sie zuerst in den Nebenanlagen hergestellt und sollten dann auf die Fahrbahn verlegt werden. 
• Die Lütticher Straße sollte entweder eine Fahrradstraße werden oder  ein Überholverbot von Fahrrädern eingerichtet werden. So müsste nichts umgebaut werden. 
• Der Radentscheid nimmt der Stadt Aachen jeglichen Handlungsspielraum. 
• Die Ziele des Radentscheids wurden vom Stadtrat beschlossen und sollten nicht zur Disposition stehen. 
• Radwege sollten immer asphaltiert und nicht gepflastert werden. 
• Die im Radentscheid festgesetzte Breite der Radwege soll sich an den die jeweiligen örtlichen Notwendigkeiten und Gegebenheiten orientieren.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Seit vielen Jahren wird versucht, im Straßenraum mehr Platz für den Radverkehr zu gewinnen. Nach der Maxime „Radverkehr ist Fahrverkehr“ wurden seit den 1990er Jahren bevorzugt Radverkehrsanlagen für den Alltagsradverkehr auf der Fahrbahn eingerichtet. Die Nutzungsgruppe der eher unsicheren Radfahrer fühlt sich durch diese Radverkehrsführung nicht angesprochen. Der Bedeutung der subjektiven Sicherheit im Radverkehr wurde in Aachen unter anderem durch den Radentscheid besondere Aufmerksamkeit zuteil und ist Bestandteil der aktuellen gesellschaftlichen Diskussion zur Veränderung des Mobilitätssystems geworden.  Nach Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) kommen Fahrradstraßen dann in Betracht, „wenn der Radverkehr die vorherrschende Verkehrsart ist oder dies alsbald zu erwarten ist“. Nach § 45 StVO Abs. 9 dürfen Verkehrsbeschränkungen „nur angeordnet werden, wenn auf Grund der 
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besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in den vorstehenden Absätzen genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt“.  3b. Radverkehrsnetz und Radverkehrsbelastung  
• Der erste Bauabschnitt der Lütticher Straße wird stärker befahren, entspricht aber nicht den Vorgaben des Radentscheids. Die Schanz ist nicht vernünftig an die Innenstadt angebunden. Im Radentscheid ist nicht formuliert, dass alle Umbauten an Hauptverkehrsstraßen radentscheid-konform sein müssen. Die Sinnhaftigkeit eines kurzen Stücks radentscheid-konformer Radverkehrsanlage ohne sinnvolle Anschlussplanung wird deswegen hinterfragt. 
• Es fehlt bisher ein Gesamtkonzept unter Einbeziehung der weiteren Teilabschnitte der Lütticher Straße. Das wiederspricht dem Ziel des Radentscheids, ein durchgängiges Radverkehrsnetz zu schaffen. 
• Gibt es Planungen, den ersten Bauabschnitt zu überarbeiten? Wie wird eine Anbindung an der Schanz gesichert? 
• Der Schutzstreifen im 1. Bauabschnitt stadteinwärts macht selbst geübten Radfahrer*innen Angst. 
• Der weitere Verlauf der Lütticher Straße in Richtung Belgien ist nicht radentscheid-konform ausgebaut und auch nicht möglich. Sollte das Augenmerk daher nicht auf anderen Strecken liegen? 
• Im weiteren Verlauf in Richtung Belgien sollte auf eine Verbreiterung der bestehenden Radwege und auf einen guten Ausbaustandard Wert gelegt werden. 
• Der Ausbau der Hauptverkehrsstraßen gemäß Ziel 3 des Radentscheids ist innerhalb des Außenrings fast nirgendwo ohne massive Einschränkungen möglich. 
• Die Hohenstaufenallee eignet sich eher für radentscheid-konforme Radverkehrsanlagen. Sie erschließt das Couven-Gymnasium, die Fachhochschule und den Hauptbahnhof. An der Hohenstaufenallee gibt es zudem weniger Bebauung und damit weniger Zufahrten, die den Radweg kreuzen würden. 
• Die als Sackgasse zur Lütticher Straße hin ausgestaltete Körnerstraße eignet sich als Fahrradstraße. 
• Wie hoch ist die Radverkehrsbelastung auf der Lütticher Straße? 
• Die Lütticher Straße ist aufgrund der Topgraphie / Steigung nicht gut geeignet für stadtauswärts fahrende Radfahrer*innen. 
• An der Limburger Straße fehlen die Anschlüsse der Radverkehrsanlagen zwischen dem 1. Bauabschnitt und dem Bestand. Da der 2. Bauabschnitt erst in 2024 fertiggestellt werden soll, sollten diese unbedingt vorher hergestellt werden. Gleiches gilt für die untere Hohenstaufenallee. 
• Kritisch ist die Situation auf der Lütticher Straße stadteinwärts an der Einmündung Brüsseler Ring. Der Radweg endet dort und die weitere Radverkehrsführung ist unsicher und unübersichtlich. 
• Diejenigen, die mit dem Rad als Freizeitverkehr in den Wald fahren, können besser über Alternativwege im Johannistal fahren. 
• Generell sollen Nebenstraßen für den Radverkehr und Hauptstraßen für den Kfz-Verkehr ausgelegt werden. 
• Der Wechsel zwischen verschiedenen Radverkehrsführungen führt zu gefährlichen Situationen. 
• Das Argument „Senior*innen und Familien seien auf das Auto angewiesen“ wird z.B. in den Niederlanden widerlegt, da diese beiden Gruppen dort stark von dem hervorragenden Radverkehrsnetz profitieren.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Die Bundesstraße (B57) Lütticher Straße ist als Hauptstraße klassifiziert an der grundsätzlich sichere und gut nutzbare Radverkehrsanlagen vorhanden sein sollen. Sie ist Bestandteil des städtischen Radverkehrsnetzes, der  Handlungsbedarf  ist u.a. im Maßnahmenplan 2007 definiert. Die Lütticher Straße wurde darin als Maßnahme erster Priorität beschrieben, gehörte aber nicht zu den 4 Realisierungsstufen, die in der AG Radverkehr festgelegt 
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und 2009 im Verkehrsausschuss beschlossen wurden. Im Jahr 2019 wurde das städtische Rad-Vorrang-Netz beschlossen, das im bettreffenden Abschnitt keine Rad-Vorrang-Route über die Lütticher Straße führt. Zur Differenzierung des Radnetzes in der Stadt Aachen wird aktuell ein Gutachten vergeben.   Für den Abschnitt liegen Zähldaten aus 2006 und 2008 vor. Die Erhebungen wurden zwischen September und November durchgeführt und zeigen Radverkehrsstärken je nach Zählstandort zwischen 149 Fahrrädern/7-19 Uhr (Höhe Amsterdamer Ring) und 381 Fahrrädern/7-19 Uhr (Einmündung Sanatoriumstraße).  Für den ersten Bauabschnitt liegen aktuellere Zähldaten aus 2019 vor, die eine Nutzung von 786 Fahrrädern/7-19 Uhr darstellen. Unfallhäufungsstellen sind nicht bekannt.   Der innerstädtische Abschnitt der Lütticher Straße soll insgesamt in 3 Bauabschnitten umgestaltet werden. Der 1. Bauabschnitt wurde in 2015 fertiggestellt. Der dort hergestellte Straßenraum mit den für den Radverkehr angebotenen Schutzstreifen entspricht dem gängigen Regelwerk. Rad- und Fußverkehr wurden in dem durch Einzelhandel geprägten Bereich deutlich voneinander getrennt und gelten objektiv als sicher; die Unfallzahlen ergeben keine Hinweise. Der weitere Anschluss an die Schanz ist durch die direkte geradlinige Führung des Radverkehrs bei Ausschluss des Kfz-Verkehrs in stadteinwärtiger Richtung gewährleistet. Dort wird der Radverkehr im Mischverkehr in die Tempo-30-Zone Jakobstraße geführt. Bei vorliegenden Voraussetzungen  wäre hier die Einrichtung einer Fahrradstraße denkbar. Der erste Bauabschnitt wird aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Kapazität nicht in nächster Zeit überarbeitet.  Mit der bereits dargestellten Änderung der Gestaltungsstandards durch die Übernahme der Zielsetzungen des Radentscheids wird seitdem ein weitergehender Standard in den Planungen der Stadt verfolgt. Dies gilt sowohl für den jetzt in Planung befindlichen 2. Bauabschnitt als auch für den 3. Bauabschnitt der Lütticher Straße zwischen Amsterdamer Ring und Brüsseler Ring, der sich zeitlich anschließen wird. Darüber hinaus befindet sich die Lütticher Straße im stadtauswärtigen Abschnitt in der Baulast des Landesbetrieb Straßen NRW.   Ziel 3 des Radentscheids wurde grundsätzlich als Standard für Hauptverkehrsstraßen formuliert, unabhängig von der aktuellen Nutzung und radverkehrlichen Bedeutung. Entsprechend prüft die Verwaltung auch bei jeder Hautverkehrsstraße im Sinne der bereits oben beschriebenen Planungsgrundsätze.   Unabhängig zur Umgestaltung der Lütticher Straße erfolgt derzeit eine Überplanung der Hohenstaufenallee, die Gegenstand eines eigenen Planverfahrens ist. Für beide Hauptverkehrsstraßen gilt, dass Menschen mit dem Rad sicher die eigenen Wohnungen und andere Ziele erreichen können sollen. Hierfür müssen dem Stand der Technik entsprechende Radverkehrsanlagen vorgesehen werden.  Die Hinweise zur aktuellen Gefährdungssituation für Radahrende im Übergang zwischen BA 1 und BA 2 sowie  im Übergang an der Brüsseler Straße werden durch die Verwaltung unabhängig vom Planverfahren aufgenommen.  3c. Baulich geschützter Radfahrstreifen (PBL)  
• Der PBL verfolgt dogmatisch die Ziele des Radentscheids, berücksichtigt aber nicht die Bedürfnisse der Anwohner*innen, die eine Umgestaltung mit finanzieren. 
• Zahlreiche Grundstückszufahrten und Bushaltestellen machen einen PBL gefährlich bzw. täuschen eine vermeintliche Sicherheit vor. Das ist ein Ausschlusskriterium. 
• Welche Maßnahmen sind längs des geplanten PBL für den kreuzenden Verkehr von Grundstückszufahrten vorgesehen? Gibt es Erhebungen zu Anzahl, Lage und Nutzung der Grundstückszufahrten? 
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• Radfahrer fühlen sich auf einem PBL nicht sicherer als auf einem Schutzstreifen, da die Breite für Überholvorgänge zu schmal ist und dabei nicht auf die Fahrbahn ausgewichen werden kann. 
• Ein PBL mit Trennelementen zur Fahrbahn erschwert die mobile Versorgung für ältere Menschen (Taxis, Lieferdienste, Umzüge usw.). 
• Die Trennelemente erschweren es Fußgänger*innen, die Fahrbahn zu queren und werden zu mehr Unfällen führen, da bei Gefahr kein Ausweichen möglich ist. 
• Die Planung mit PBL orientiert sich in der Lütticher Straße nicht am tatsächlichen Bedarf. 
• Wie sind die Begriffe PBL und geschützter Radweg verkehrsrechtlich zu bewerten? 
• Es muss nicht auf der gesamten Ausbaulänge eine Überholmöglichkeit von Lastenfahrrädern geben. Für den Kfz-Verkehr gibt es auch Stellen, an denen nicht überholt werden kann. 
• Insbesondere bei Gefällestrecken wie auf der Lütticher Straße muss für die unterschiedlich schnellen Radfahrer  ein Überholen möglich sein.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Der Begriff PBL bezeichnet einen (baulich) geschützten Radfahrstreifen.  Für den Schutz können vertikale Trennelemente unterschiedlicher Art verwendet werden. Im Gegensatz zu Schutzstreifen sind Radfahrstreifen nicht Teil der Fahrbahn, sondern durch Zeichen 295 StVO (Breitstrich) abgetrennte Sonderfahrstreifen auf Fahrbahnniveau. Sie sind für den Radverkehr immer benutzungspflichtig und dürfen vom Kfz-Verkehr nicht im Längsverkehr befahren werden. Radwege sind hingegen baulich angelegt, befinden sich im Seitenraum  und sind durch Borde-, Park- oder Grünstreifen von der Fahrbahn getrennt. Der Schutz zur Fahrbahn ergibt sich beim Radweg durch die bereits vorhandene bauliche Trennung. Eine Benutzungspflicht  ergibt sich durch Zeichen 237 StVO (Radweg) oder Zeichen 241 StVO (getrennter Rad- und Gehweg). Ohne diese Kennzeichnung sind Radwege nicht benutzungspflichtig.  Die Breite der geplanten PBL ist nach den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010) auf das Nebeneinanderfahren - also auch Überholen - von Fahrrädern bemessen.  Die Anlage einer PBL wird in den Eingaben fast durchweg negativ bewertet. Um das Ziel des Radentscheids zu erreichen, kann die Radverkehrsanlage stadtauswärts alternativ auch auf Gehwegniveau mit einem Bordstein als baulicher Trennung zur Fahrbahn und einem geeigneten Trennelement zur Unterscheidung der Flächen für den Fuß- und Radverkehr hergestellt werden. Die Situation an Grundstückszufahrten würde damit noch verkehrssicherer. Im 2. Bauabschnitt wurden an der westlichen Seite der Lütticher Straße (stadtauswärts rechts) 28 Grundstückszufahrten festgestellt. An der östlichen Straßenseite (stadteinwärts rechts) sind es 27 Grundstückszufahrten. Die Grundstückszufahrten erschließen fast ausschließlich Wohnbebauung (Ein- Zwei- und Mehrfamilienhäuser).  Dementsprechend werden die Zufahrten nicht stark frequentiert.  Beim Bau eines baulich getrennten Radwegs ist allerdings mit höheren Kosten zu rechnen.   3d. Beidrichtungsradweg  
• Der Radverkehr auf der Lütticher Straße bewegt sich morgens überwiegend stadteinwärts und nachmittags überwiegend stadtauswärts. Daher ist ein Radweg mit Zweirichtungsverkehr sinnvoll und für Radfahrer*innen am sichersten. 
• Zweirichtungsradverkehr erfolgt an vielen Stellen in Aachen und ist inzwischen für viele ein genommenes Gewohnheitsrecht. Das sollte bei der weiteren Planung der Lütticher Straße bedacht werden. 
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• Ein Beidrichtungsradweg benötigt weniger Platz,  erlaubt leichteres Überholen für Radfahrer*innen und wird nicht von ein- und ausparkenden Fahrzeugen befahren werden (außer an Grundstückszufahrten). 
• Der Zeitverlust für Radfahrer*innen durch den Straßenseitenwechsel an der Einmündung Limburger Straße ist aufgrund der vielen Vorteile eines Beidrichtungsradweges als marginal zu betrachten. 
• An den signalisierten Kreuzungen Limburger Straße und Hohenstaufenallee  kann der Radverkehr zum Queren der Straße in einer eigenen Phase freigegeben werden. Zwischen den Kreuzungen muss auf der stadteinwärtigen Seite nur eine Einmündung gequert werden (Klemensstraße). 
• Wie wird eine Variante bewertet, einen Beidrichtungsradweg an den Häusern und den im Vergleich schmaleren Fußweg zwischen den doppelreihigen Bäumen zu führen? Damit gibt es seltenere Störungen durch querende Fußgänger.  
• Durch einen Beidrichtungsradweg ist eine Erschließung des Couven-Gymnasiums aus beiden Richtungen ohne Queren der Fahrbahn möglich. 
• Vor dem Couven-Gymnasium stehen häufig Gruppen von Schüler*innen. Deshalb ist es unpassend, dort einen Beidrichtungsradweg zu bauen. 
• Ein Querschnitt mit Beidrichtungsradweg kann bis zur Einmündung Brüsseler Ring weitergeführt werden. 
• Wegen der vielen Ein- und Ausfahrten könnte stadteinwärts ein Beidrichtungsradweg zur Straße hin verlegt und der Parkraum auf den bisherigen Radweg verlagert werden.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Die Nutzung der Radwege auf der linken Straßenseite ist innerorts eine häufige Unfallursache. Nach ERA 2010 dürfen baulich angelegte Radwege nur nach sorgfältiger Prüfung und nach Sicherung der Konfliktpunkte (insbesondere an Einmündungen und Grundstückszufahrten) in Gegenrichtung freigegeben werden. Daher sollte zunächst überprüft werden, ob durch verbesserte Querungsmöglichkeiten die Benutzung der falschen Straßenseite vermieden werden kann. Ansonsten sollen nur wenige verkehrsreiche Grundstückszufahrten zu passieren sein und dort zwischen dem in Gegenrichtung fahrenden Radverkehr und dem Kfz-Verkehr ausreichende Sicht bestehen.   Die Anlage eines Beidrichtungsradweges ist aufgrund der Anforderungen des Baumschutzes für die Bäume vor den Häuserfronten nicht machbar. Die benötigten Mindestabstände können nicht eingehalten werden. Dies betrifft sowohl eine Führung unter den bestehenden Bäumen als auch die Führung direkt vor den Grundstücken. Ein Beidrichtungsradweg mit 3,0 m Breite (Regelmaß) hätte bei mittiger Führung zwischen den Baumreihen im Abschnitt Klemensstraße - Hohenstaufenallee an beiden Seiten jeweils ca. 1,10 m Abstand zum Baumbestand. Im Baumschutzgutachten des Fachbereichs Klima und Umwelt werden zum Schutz des Baumbestandes 4,00 m Abstand zu allen geplanten Verkehrsflächen zu den Bäumen verlangt. Bei einem Radweg vor den Grundstücken würde ein Gehweg zwischen den doppelreihigen Bäumen ebenfalls im Kronentraufbereich der Bäume liegen. Bei dieser Variante gilt außerdem, dass die  für wartepflichtige Kfz an Radwegüberfahrten notwendigen Mindestsichtfelder von ständigen Sichthindernissen und sichtbehinderndem Bewuchs freigehalten werden müssen. Durch eine Wartepflicht  auf dem eigenen Grundstück und nur eingeschränkte Sichtverhältnisse dort, z.B. durch Bebauung oder Bewuchs, können diese Bedingungen in der Regel nicht erfüllt werden.  Im Gegensatz zu Varianten mit beidseitigen Einrichtungsradverkehrsanlagen müssten bei einem Beidrichtungsradweg Radfahrer*innen einer Fahrtrichtung zusätzlich an den signalisierten Knoten Limburger Straße und Hohenstaufenallee jeweils die Straßenseite wechseln. Der Wechsel der Straßenseite an den signalisierten Knoten ist mit hohen Komforteinbußen für Radfahrer*innen verbunden. Eine grobe Schätzung hat gegenüber den anderen Varianten eine zusätzliche Wartezeit von bis zu 110 Sekunden ergeben und stellt damit im betroffenen Abschnitt fast eine Verdoppelung der Reisezeit dar. Eine eigene Phase für den Radverkehr hätte 
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weitere Wartezeiten für die anderen Verkehre (Fuß und Kfz) zur Folge. Insbesondere am Knotenpunkt des Außenringversatzes (Amsterdamer Ring) würde das einen deutlichen Rückstau verursachen.    3e. Reaktivierung der bestehenden Radverkehrsanlagen  
• Der vorhandene Radweg zwischen dem Baumbestand bietet sich zum Ausbau als Zweirichtungsradweg an. Dieser sollte unter den Bäumen nicht versiegelt werden. 
• Der Radweg zwischen den Bäumen ist bei Regen und Schnee nicht nutzbar. 
• Zwischen Klemensstraße und Limburger Straße ist der bestehende Radweg bereits für einen PBL oder Beidrichtungsradweg geeignet. 
• Die Nutzung der vorhandenen Radverkehrsanlagen ermöglicht den Erhalt der Bäume und beidseitige Parkplätze. 
• Der vorhandene Radweg kann vergleichsweise günstig wieder reaktiviert werden. 
• Die Verwilderung des vorhandenen Radweges stadteinwärts zeigt, dass kein Bedarf an einer größeren Radverkehrsanlage existiert. 
• Im Abschnitt Klemensstraße - Limburger Straße ist der stadteinwärtige Radweg gut erhalten und breit genug. 
• Die Kombination von Fuß- und Radweg stadtauswärts ist sehr schmal, erfordert große Rücksichtnahme und ist für zügiges Radfahren nicht geeignet. 
• Durch einen asphaltierten Radweg anstelle des vorhandenen zwischen den Bäumen hätte die Stadt Aachen erhebliche Folgekosten durch den Winterdienst und Einsatz des umweltschädlichen Streusalzes. 
• Der Radweg stadtauswärts soll deutlicher gekennzeichnet werden.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Im Bestand des 2. Bauabschnitts der Lütticher Straße existiert stadtauswärts ein etwa 1,50 m breiter Radweg, der direkt an Fahrbahnrandparken und an einen ca. 1,50 m breiten Gehweg angrenzt. Die Breitenmaße für Rad- und Fußverkehr unterschreiten die Vorgaben der gängigen Richtlinien, in denen für Gehwege 2,50 m und für Einrichtungsradwege 2,00 m (1,60 m bei geringer Radverkehrsstärke) als Regelmaß formuliert wird. Zusätzlich soll ein 0,75 m breiter Sicherheitstrennstreifen zwischen Radweg und Längsparken vorgesehen werden. Abweichungen bzw. Unterschreitungen sind nur aus triftigem Grund zulässig.   Zum Abschnitt zwischen Hohenstaufenallee und Klemensstraße siehe auch vorheriges Kapitel. Von der Hohenstaufenallee kommend stadteinwärts ist der 3,10 m breite Gehweg für Radfahrer freigegeben. Nach den Richtlinien ist die erforderliche Breite abhängig von der vorhandenen Fußgänger- und Radverkehrsstärke, beträgt jedoch mindestens 2,50 m. Radverkehr im Gehwegbereich kann Fußgänger jedoch verunsichern oder gefährden. Auch den Ansprüchen des Radverkehrs wird mit der gemeinsamen Führung nur unzureichend Rechnung getragen. Der Einsatz der gemeinsamen Führung mit dem Fußgängerverkehr ist daher nur dort vertretbar, wo die Netz- und Aufenthaltsfunktion beider Verkehre gering ist. Der ehemalige Radweg zwischen den dort vorhandenen Baumreihen unterschreitet in hohem Maße die Regelbreiten und ist als solcher auch nicht mehr ausgeschildert. Der Radweg ist hier in wassergebundenem Material hergestellt, dass sich für einen komfortablen Alltagsradverkehr nur bedingt eignet. Die Nähe zu den anliegenden Bäumen hat  z.B. Wurzelhebungen zur Folge. Wassergebundene Decken können zudem einen vergleichsweise höheren Rollwiderstand haben und/oder auch anfällig für Erosionen sein, so dass in deren Folge Rinnen und Schlaglöcher entstehen. Die Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen (RStO) enthalten 
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empfohlene Bauweisen für Radwege mit Asphalt-, Beton, oder Pflasterdecke. Damit ist ein Befahren der Radverkehrsanlage mit Fahrzeugen des Straßenunterhaltungsdienstes möglich.  Im weiteren stadteinwärtigen Verlauf gibt es ab der Einmündung Klemensstraße einen separaten baulichen Radweg, der ca. 3,0 m breit ist. In etwa der gleichen Lage ist auch in 3 der 4 von der Verwaltung vorgeschlagenen Varianten ein Radweg geplant. Die in der Planung gewählte Breite wurde aber zugunsten der gegenläufigen Radverkehrsanlage und Grünflächen reduziert.   4. Querschnitt bzw. Straßenraumaufteilung  4a. Straßenraumaufteilung Allgemein  
• 2,30 m breite Radverkehrsanlagen sind zu breit. 
• Parkraum und Radverkehrsanlagen  sollen auf beiden Straßenseiten vorhanden sein. 
• Schutzstreifen bieten keinen hinreichenden Schutz. Radverkehr sollte generell nicht auf die Fahrbahn. 
• Fahrräder gehören auf „echten“ Radwegen auf die Straße, ins Sichtfeld des motorisierten Verkehrs. Hinter parkenden Fahrzeugen und bei Einfahrten und Kreuzungen können schwierige Situationen ansonsten nicht eingesehen werden. 
• Stadteinwärts sind Radfahrer*innen zu schnell und sollten deshalb auf der Fahrbahn fahren. 
• Es sollen möglichst viele Parkplätze und Bäume erhalten bleiben. 
• Richtungsgetrennte und breitere Radverkehrsanlagen sowie der höhere Anteil an E-Bikes führen zu höheren Geschwindigkeiten und damit Unfallgefahren. 
• Öffentlicher Raum wurde in der Vergangenheit zugunsten des Autos enteignet. Es ist an der Zeit, ihn wieder allen Verkehrsteilnehmer*innen zurückzuführen. 
• Umwelt- und Klimaschutz sind wichtig. Deshalb soll die Lütticher Straße für den motorisierten Individualverkehr weniger attraktiv und für den Umweltverbund (Fuß, Rad und ÖPNV) attraktiver gemacht werden. 
• Gehwege sollen nicht für den Radverkehr freigegeben werden. 
• Die Lütticher Straße ist breit genug, um allen Verkehrsteilnehmer*innen angemessen gerecht zu werden. 
• Die Bestandssituation ist nicht optimal, da man als Radfahrer*in ständig durch ein- und ausparkende Fahrzeuge gefährdet ist. 
• Es sollte vermieden werden, dass Baumwurzeln den Radweg aufbrechen. 
• Wie soll stadteinwärts die Ausfahrt aus einer Zufahrt über Gehweg, Grünstreifen und Radweg verkehrssicher umgesetzt werden ohne den Geh- und Radweg zu blockieren? 
• Das Beparken der Radverkehrsanlagen sollte baulich verhindert werden. 
• Eine Planung soll auf Kompromisse aller Interessengruppen aufbauen. Das sind im Einzelnen teilweiser Verzicht der Anwohner*innen auf Parkplätze und Bestandsbäume, Verzicht der Radfahrer*innen auf Maximalbreiten und Verzicht des Fachbereich Klima und Umwelt auf maximalen Abstand der Verkehrsanlagen zum  zu erhaltenden Baumbestand.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Die Verwaltung hat in ihrer Vorlage verschiedene Querschnittsvarianten vorgestellt, die sich aus den geltenden Richtlinien ableiten lassen. Dabei sind u.a. die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06), die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010) und die Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO) zu beachten. Die geplanten Breiten der Radverkehrsanlagen in der 
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„Radentscheidvariante“ ergeben sich daraus, dass der Verkehrsraum für Begegnen und Nebeneinanderfahren  eines Fahrrads mit einem Lastenrad bzw. Fahrrad mit Anhänger mit 2,30 m Breite bemessen wird. Diese Breite entspricht  der Zielvorgabe des Radentscheids für ein komfortables und sicheres Radfahren. Hinzu addieren sich Sicherheitsräume zu anliegenden Nutzungen, die als Teil der Planung zu beachten sind.  Zur Führung des Radverkehrs im Straßenraum bestehen unterschiedliche Meinungen. Die Regelwerke erlauben verschiedene Lösungsmöglichkeiten und geben letztendlich Empfehlungen für bestimmte Entwurfssituationen wieder.  Die Verwaltung hat in der Wahrnehmung ihres planerischen Auftrages alle Belange bei der Neugestaltung eines Straßenraums im Blick. Deshalb wurden die verschiedenen Varianten als mögliche Gestaltungsvorschläge für die Lütticher Straße eingebracht und vorgestellt. Zusätzliche Varianten wurden im Vorfeld erdacht, aber aus Gründen der Übersichtlichkeit und nach  interner fachlicher Abwägung nicht in die Beratung eingebracht. Die zu erwartenden Auswirkungen auf das Parken und die Baumbilanz wurden zum Zweck der Abwägung in allen Varianten dargestellt.  Die von der Verwaltung in der Lütticher Straße als Vorzugsvariante eingebrachte Lösung mit geschützten Radfahrstreifen basiert auf der Annahme des Radentscheids. Die Übernahme der Ziele durch den Rat der Stadt ist als deutliche Handlungsanweisung für die Verwaltung zu verstehen. Weitere Maxime der städtischen Planungen ist der angestrebte Beitrag zur Mobilitätswende, die insbesondere den Zielen des vom Rat der Stadt im Jahr 2020 verabschiedeten Integrierten Klimaschutzkonzeptes dienen soll. Aufgrund der hohen CO2-Beiträge des motorisieren Verkehrs sind alle Straßenplanungen darauf ausgerichtet, den Beitrag des sog. Umweltverbundes (ÖPNV, Rad, Fußverkehr) zu erhöhen. Dieser soll in Aachen im Jahr 2030 64% aller Wege übernehmen.  Neben den bisher genannten Verkehrsträgern sind insbesondere auch sichere, regelkonforme und damit barrierefreie Gehwege anzustreben, die nicht für den Radverkehr freigegeben werden sollen.   Konfliktpunkte zwischen Grundstückszufahrten und kreuzenden Geh- und Radwegen sind generell nicht zu vermeiden. Durch ausreichende Breiten der Nebenanlagen und Einhaltung von Sichtdreiecken können negative Effekte minimiert werden.  4b. Querschnittsvorschläge der Bürger*innen  
• Die jetzige Situation ist besser als Variante 2 (PBL). Variante 1 (Schutzstreifen) ist auch eine akzeptable Lösung. Alle Interessen müssen vernünftig abgewogen werden. 
• Variante 2 (PBL) soll mit Bewohnerparken und Liefer-und Ladezonen umgesetzt werden. 
• Variante 3 (Radfahrstreifen) ist der beste Kompromissvorschlag. Variante 2 (PBL) ist nur für Radfahrer*innen gut, aber schlecht für Anwohner*innen und Gewerbetreibende. 
• In Variante 3 (Radfahrstreifen) sollte stadtauswärts die Lage der Radverkehrsanlage mit der des Grün- bzw. Parkstreifens getauscht werden. Das würde einen Abstand zwischen Fahrbahn und Radweg schaffen und ein Ein- und Ausparken über den Radweg hinweg vermeiden.  
• Ein weiterer Alternativvorschlag sieht einen Radfahrstreifen stadtauswärts und einen Schutzstreifen sowie Senkrechtparken stadteinwärts vor. 
• Da der Straßenraum nicht allen Nutzungsansprüchen gleichermaßen gerecht werden kann,  wird vorgeschlagen, stadtauswärts eine Einbahnstraßenregelung anzulegen (ggfs. mit einem gemeinsamen Fahrstreifen für Bus und Rad stadteinwärts). 
• Senkrechtparken könnte an der stadtauswärtigen Seite in Betracht gezogen werden.  
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• Sicherheitsabstände zwischen Radwegen und Parkplätzen wären nicht mehr erforderlich, wenn stadteinwärts ein Grünstreifen zwischen Radweg und Längsparkstreifen geplant wird. 
• Der breite Gehweg im Querschnitt Q1 stadteinwärts sollte beibehalten werden, da dort viele Eltern mit Kindern unterwegs sind. 
• Im Querschnitt 2 ist auch eine geringfügige Reduzierung der Geh- und Radwegbreiten denkbar.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Durch die Bürgerschaft wurden zahlreiche Varianten und Anpassungen vorgeschlagen. Diese spiegeln teilweise die unterschiedlichen Varianten der Verwaltung wider oder stellen Kombinationen aus diesen dar.   Zu Varianten mit Zweirichtungsradwegen hat die Verwaltung eingehend Stellung bezogen.  Eine Radverkehrsanlage stadtauswärts kann entweder auf der Fahrbahn oder alternativ auch als Radweg baulich auf Gehwegniveau hergestellt werden.   Im ersten Querschnitt zwischen Limburger Straße und Klemensstraße ist auch ein zusätzlicher Längsparkstreifen möglich. Bezüglich der Radverkehrsanlagen wäre dieser Planungsvorschlag dann zwar richtlinien- aber nicht radentscheid-konform. Das ist zum Beispiel bei der von der Verwaltung vorgestellten Variante 3 mit Radfahrstreifen und Radweg der Fall. Ein Radweg stadtauswärts (statt Radfahrstreifen) könnte in 2,00 m Breite Regelmaß statt 1,85 m Breite ausgeführt werden und hätte z.B. zur Folge, dass der Grünstreifen vor dem Senkrechtparken (auf der gegenüberliegenden Straßenseite) schmaler ausfallen müsste.  Durch einen Seitentausch des Senkrechtparkstreifens entstünde ein großer Versatz der Fahrbahn auf Höhe der Klemensstraße, da sich Senkrechtparken im zweiten Abschnitt nur sehr eingeschränkt mit dem Baumschutz vereinbaren lässt. Die Varianten der Verwaltung stellen bezüglich dem gewünschten 4,00 m Abstand zu den Bäumen bereits Kompromisslösungen dar. Weitere Zwangspunkte ergeben sich aus der Lage der Versorgungsleitungen.   Nach §45 Abs.9 StVO dürfen Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn auf Grund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht. Diese ist in der Lütticher Straße nicht gegeben und die Einrichtung einer Einbahnstraße z.B. zugunsten des Parkraums straßenverkehrsrechtlich nicht zulässig. Darüber hinaus können durch die Beschränkung lange Umwege für den Kfz-Verkehr entstehen und insbesondere an den Knotenpunkten der Alternativstrecken verkehrliche Überlastungen auftreten.   Den Beschluss über die weiter zu verfolgende Variante - in Kenntnis aller Hinweise und Anregungen aus der Beteiligung- wird letztlich die Politik fällen.   5. Umliegende Nutzungen und aktuelle Bauvorhaben  
• Im Bereich des Franziskushospitals herrschen durch den Parkdruck chaotische Zustände. Die Straße sollte erst umgebaut werden, wenn die Planungen für die Umbauten und den Parkhausbau abgeschlossen sind. 
• Der Parkdruck in der Lütticher Straße wird sich erhöhen, wenn des Eckhaus Lütticher Straße / Hohenstaufenallee mit 63 Wohneinheiten und 31 Stellplätzen fertiggestellt wird. Der in der Tiefgarage geplante und im Straßenraum vorhandene Parkraum ist für das Vorhaben nicht ausreichend. 
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• Der Haupteingang des Couven-Gymnasiums sollte von der Lütticher Straße zur Hohenstaufenallee verlegt werden, um den Kfz-Hol- und Bringverkehr zu verlagern. Fuß- und Radverkehr würden dadurch gefördert. 
• Mit einem radfahrerfreundlichen Umbau werden Kunden viel unkomplizierter die Bäckerei besuchen können. Dort gibt es auch kein attraktives Fahrradparken. 
• Die Anzahl lokaler Einzelhändler*innen für die Versorgung ist auf der Lütticher Straße stark zurückgegangen. Diese zu erhalten würde viel Verkehr vermeiden. 
• Dem Couven-Gymnasium käme eine vernünftige Radwegeplanung entgegen. Radverkehrssicherheit für die Schüler*innen sollte höchste Priorität genießen. 
• Die Ampel an der Sanatoriumstraße muss für die Schüler des Couven-Gymnasiums erhalten bleiben.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Jeder Bauantrag wird nach dem aktuell geltenden Baurecht zum Zeitpunkt der Antragstellung bewertet. Regelungen zu den "notwendigen Stellplätzen" werden in der Landesbauordnung NRW getroffen. Mit der Novellierung der Landesbauordnung im Jahr 2018 wurde den Kommunen eine Satzungskompetenz für die "Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze sowie der Fahrradstellplätze..." eingeräumt, die seitens der Stadt Aachen aufgegriffen wurde. Mit Datum vom 14.12.2018, zuletzt geändert am 27.01.2020, hat die Stadt Aachen eine Stellplatzsatzung beschlossen, deren Regelungen mit Inkrafttreten durch die Bauherr*innen zu beachten ist. Darin sind differenzierte Angaben zur Berechnung des Stellplatzbedarfs (z.B. nach Gebietszonen und Nutzungen) sowie mögliche Reduktionsfaktoren z.B. durch Schaffung zusätzlicher Fahrradstellplätze oder öffentlich zugänglicher Car-Sharing- und/oder Pedelec-Verleihstationen formuliert. Damit wird ein Anreiz geschaffen bereits frühzeitig beim Entstehen von Verkehrsquellen und –zielen auf die Art und Weise der Mobilität Einfluss zu nehmen und Strukturen für einen umweltfreundlicheren Verkehr im Sinne einer Mobilitätswende zu verbessern.   Grundsätzlich gibt es keine baurechtliche Möglichkeit, bei öffentlichem Parkdruck Einfluss auf bestandskräftige Baugenehmigungen zu nehmen. Der öffentliche Parkraum ist darüber hinaus grundsätzlich nicht für Anlieger- sondern für Besucherverkehre vorgesehen. Stellplätze für den eigenen Bedarf sind in der Regel auf dem eigenen Baugrundstück oder in der näheren Umgebung auf einem geeigneten Grundstück herzustellen.  Für das Franziskuskrankenhaus wurde im Laufe der Zeit eine Vielzahl von Baugenehmigungen erteilt. Die baurechtlich notwendigen Stellplätze wurden entsprechend der zum jeweiligen Zeitpunkt der Entscheidung geltenden nordrhein-westfälischen baurechtlichen Regelungen geplant. Dies gilt in gleichem Maße für den Umbau und die Aufstockung des Wirtschaftsgebäudes mit Arztpraxen 2003/2004 und die ambulanten OPs einschließlich einer Parkpalette. Der Parkplatz des Krankenhauses wird derzeit umgebaut und erhält eine Zufahrt von der Lütticher Straße und eine Ausfahrt zum Morillenhang.  Das Couven Gymnasium ist mit den ausgelösten Schüler*innen-  sowie Hol- und Bringverkehren und weiteren  Veranstaltungsverkehren ein besonderer Verkehrserzeuger. In der Vergangenheit wurde daher bereits in Kooperation mit der Stadtverwaltung ein umfassendes Programm zur schulischen Mobilität durchgeführt, dass einen speziellen Focus auf die Nutzung von Bus- und Radverkehr hatte. Die anstehende Umgestaltung der Lütticher Straße ist ein willkommener Anlass dieses Programm aufzufrischen. Die Verwaltung wird in der Folge diesbezüglich mit dem Couven-Gymnasium in den Austausch treten und die formulierten Eingaben beraten.    Standorte für zukünftige Fahrradabstellanlagen im öffentlichen Raum werden im Zuge der weiteren Planung geprüft.  In den Planungen gibt es keine Überlegungen, die Ampel an der Sanatoriumstraße zurückzubauen. 
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  6. Anliegerbeiträge nach KAG  
• Welche Kosten kommen auf die Eigentümer*innen konkret zu? 
• Wann werden die Beiträge voraussichtlich in Rechnung gestellt? 
• Bei einer reinen Regionetz-Maßnahme in der Lütticher Straße fallen keine Anliegerbeiträge an. 
• Bei einem (sinnvolleren) Umbau der Hohenstaufenallee anstelle der Lütticher Straße wäre die Stadt Aachen zum großen Teil Anliegerin (durch die Kleingartenanlagen) und könnte keine  fremden Beiträge einfordern. 
• Die Baukosten für die Varianten sollten genannt und Kosten für die Anlieger*innen möglichst niedrig gehalten werden. 
• Die Anliegerbeiträge führen in absehbarer Zeit zu höheren Mieten.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung Die Erneuerung der Verkehrsfläche der Lütticher Straße löst eine Beitragspflicht nach dem Kommunalabgabengesetz (KAG) aus. Rechtsgrundlage für die Erhebung der Beiträge ist § 8 KAG für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 in der derzeit geltenden Fassung in Verbindung mit der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des KAG für das Land Nordrhein-Westfalen für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Aachen vom 11.12.2015 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 18.12.2019 (SBS). Aufgrund der o. a. Bestimmungen ist die Stadt Aachen verpflichtet, für Verbesserung von Anlagen im Bereich von öffentlichen Straßen einen Beitrag zu erheben.  Die städtische Satzung enthält u.a. die Anteile der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand je nach Straßenart und deren Verteilung auf die Flächen der durch die Anlage erschlossenen Grundstücke unter  Berücksichtigung ihrer Größe und Ausnutzbarkeit.  Die Einstufung der Lütticher Straße erfolgt gemäß der städtischen Satzung als Hauptverkehrsstraße. Der auf die Beitragspflichtigen entfallende Anteil an den beitragsfähigen Aufwendungen beträgt 40 % für Fahrbahn und Radweg sowie 70 % für Parkstreifen, Gehweg und Oberflächenentwässerung.   Bei der Lütticher Straße handelt es sich um eine Bundesstraße mit erheblichem Verkehrsaufkommen. Die Kosten für den Ausbau der Fahrbahn von Bundesstraßen sind gemäß der städtischen Satzung nur insoweit abrechenbar, als die innerörtliche Fahrbahn im Ausbauabschnitt breiter ist als die Fahrbahnbreite am Ortsausgang. Konkret bedeutet dies, dass bei der Beitragsermittlung die Fahrbahnbreite am Ortsausgang, die hier 8,00 m beträgt, abgezogen wird.  Derzeit können für beitragspflichtige Straßenbaumaßnahmen, die bis zum 31.12.2024 technisch abgenommen worden sind, durch die Kommunen Landesfördermittel beantragt werden. Hiernach würde sich derzeit eine 50%ige Entlastung der Beitragspflichtigen bei Genehmigung des Antrags ergeben. Ein rechtlicher Anspruch auf Förderung besteht nicht. Ob die derzeitig befristet geltende Förderregelung durch das Land verlängert wird, steht noch aus.   Die Ermittlung der zu zahlenden Beiträge erfolgt erst nach Abschluss und Abnahme aller Baumaßnahmen. Die Erhebung der Beiträge durch entsprechende Beitragsbescheide erfolgt aufgrund von Verjährungsfristen innerhalb von 4 Jahren nach Abnahme der Baumaßnahme.  Die Kalkulation der zu erwartenden Gesamtkosten für den jetzt formulierten Ausbau liegt bei ca. 3.600.000 €. Dabei sind die Kostenunterschiede zwischen den von der Verwaltung vorgestellten Varianten relativ gering. Die 

123 von 135 in Zusammenstellung



Stadt Aachen FB 61/300 

18 

sich voraussichtlich daraus ergebenden Straßenbaubeiträge können erst bei Vorliegen einer konkreten Ausführungsplanung ermittelt werden.  Hinzu kommen im Bedarfsfall Kosten für die Erneuerung der Kanalgrundstücksanschlüsse, welche vom jeweiligen Eigentümer nach § 10 KAG als Kostenersatz erhoben werden.   Die Aufwendungen der privaten Netzbetreiber für die Erneuerung der Versorgungseinrichtungen (Gas, Strom, Wasser) im öffentlichen Raum stellen keinen beitragsfähigen Aufwand dar.   7. Zeitplanung und Handlungsbedarf  
• Wann soll die Baumaßnahme starten und wie lange ist mit den Bauarbeiten zu rechnen? 
• In Zeiten der Corona-Pandemie sollte kein Geld für Prestige- und Ideologie-Projekte ausgegeben werden. Es besteht kein Druck, dieses in 2021 oder 2022 umzusetzen. 
• Es ist im Moment nicht vorherzusehen, wie sich die Verkehrssituation in der Stadt Aachen entwickeln wird. 
• Warum soll ausgerechnet die Lütticher Straße umgebaut werden? Die Fahrbahn ist weitgehend in einem einwandfreien Zustand. 
• Der heutige Straßenraumquerschnitt ist ideal. Öffentliche Gelder werden an anderer Stelle dringender benötigt. 
• In der Innenstadt besteht ein höherer Handlungsbedarf zur Entschärfung der Lage des Radverkehrs bzw. zur Umsetzung des Radentscheids. 
• Die weitere Planung sollte etwas ruhiger angegangen werden, um allen Belangen gerecht zu werden und die Akzeptanz zu erhöhen. 
• Wie wirkt sich die gegenüber dem Baubeschluss 2013 geänderte Planung auf bewilligte Fördermittel aus?  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  In 2007 wurde für die gesamte Lütticher Straße von Schanz bis zum Brüsseler Ring ein baulicher Erneuerungsbedarf festgestellt. Die Gesamtwerte der Zustandserfassung gingen teilweise bis Note 5 (wie Schulbenotung). Mehr als 50% der Streckenabschnitte überschritten den Warnwert mit Noten schlechter als 3,5. Ursächlich für festgestellte Straßenschäden sind eine Überschreitung der Lebensdauer, ein nach RStO nicht mehr richtlinienkonformer Aufbau,  eine zunehmende Verkehrsbelastung und die Störung des Lastabtragungsvermögens durch z.B. Aufbrüche & Wurzelhebungen.  Im 2. Bauabschnitt wurde im Juli 2012 im Abschnitt zwischen Limburger Straße und Hausnr. 192 die Fahrbahndecke erneuert. Dies war als Notmaßnahme erforderlich, weil die Verkehrssicherheit nicht mehr gegeben war. Hergestellt wurde lediglich die obere Fahrbahndecke nicht jedoch der Straßenaufbau. Im September 2013 wurde auf Basis des damaligen Baubeschlusses ein Finanzierungsantrag zur Erlangung von Zuwendungen nach GVFG gestellt. Im Rahmen der Priorisierung verschiedener Fördermaßnahmen wurde die Lütticher Straße seitens des Fördergebers in den Folgejahren zurückgestellt. Über das Nachfolgeförderprogramm wurden der Stadt Aachen schließlich 2018 die Fördermittel auf Basis der Pläne von 2013 bewilligt.  Bereits vor dem Radentscheid wurden seitens des damaligen Fachbereich Stadtentwicklung und Verkehrsanlagen zusammen mit dem damaligen Fachbereich Umwelt Überlegungen zur Überarbeitung der beschlossenen Straßenraumaufteilung und des Grünkonzepts angestellt. 
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 Die jetzt stattfindende Diskussion soll in eine Vorzugsvariante münden, die in 2022 als ausgearbeitete und beschlossene Straßenplanung der Bezirksregierung zur Änderung des vorliegenden Bewilligungsbescheids vorgelegt werden soll. Anfang 2023 sollen die Straßenbauarbeiten ausgeschrieben werden. Der Beginn des Straßenbaus ist zurzeit für Herbst 2023 angedacht. Die Hauptbauphase und Fertigstellung erfolgt dann voraussichtlich in 2024. Die Regionetz wird parallel zur städtischen Planung ihre Planung konkretisieren und voraussichtlich ab 4. Quartal 2022 mit ihrer Maßnahme starten.   8. Organisation des Bürger*innendialogs  
• Viele ältere Bewohner*innen der Lütticher Straße sind nicht in der Lage, einen Fragebogen herunterzuladen, dem Live-Stream zu folgen und eine Meinung dazu zu formulieren. Jüngere, die vergleichsweise eher Fahrrad fahren, erhalten dadurch einen Vorteil.  
• Durch das Vorgehen einer studentischen Organisation, eine Aushilfe für den Fragebogen anzubieten, wird das Ergebnis der Umfrage nicht repräsentativ. 
• Mit dem Fragebogen kann man sich anonym äußern, auch wenn man als Anwohner*in nicht betroffen ist. 
• Eine „echte“ Beteiligung und ein lösungsorientierter Dialog mit den Anwohner*innen werden erwünscht. 
• Die Bedürfnisse der Anwohner*innen sollen ernst genommen werden und ein konstruktiver / kompromissbereiter Umgang gezeigt werden. 
• Es ist unangemessen, dass Mitarbeiter*innen der Stadtverwaltung in der Veranstaltung Werbung für private Unternehmen (Cambio) Werbung machen.  
• Die Netzgeschwindigkeit ging am späten Abend durch weitere Nutzer stark zurück. Dadurch wurde die Beteiligung unmöglich. 
• Es wurde positiv aufgenommen, dass die Information auch später noch online angesehen werden konnte. 
• Um Einsicht bei den Anlieger*innen zu erzielen sollte eine kleine Infoveranstaltung vor Ort gemacht werden. 
• Wieso findet eine Bürger*innendiskussion noch statt, wenn Variante 2 (PBL) dem Rat als Beschlussvariante vorgelegt wird? 
• Ein friedliches Miteinander und Rücksichtnahme wäre besser als eine Polarisierung. 
• Das gelungene Online-Format sollte auch nach der Corona-Pandemie beibehalten werden. 
• Wieso hat man die Informationsveranstaltung nicht mit Zoom o.ä. umgesetzt? Es gab keine Möglichkeit für Bürger*innen, mit der Verwaltung in Kontakt zu treten.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung Die Verwaltung sucht auch während der Corona-Pandemie Möglichkeiten und Wege einen umfangreichen Austausch zu erarbeiteten Planungen anzubieten. Im Zuge des Bürger*innendialogs zur Lütticher Straße wurden vier schriftliche Wege angeboten, sich zur Planung zu äußern: die Planauslage im Foyer des Verwaltungsgebäudes Marschiertor mit Informationen, Anmerkungen und einem Briefkasten für schriftliche Anmerkungen, postalisch per Brief oder E-Mail an die Stadtverwaltung und über den Online-Fragebogen, der auf der Internet-Seite der Stadt Aachen publiziert wurde. Dazu wurde ein Livestream über YouTube ausgestrahlt, in dem durch Beiträge aus der Fachverwaltung auf unterschiedliche Fragestellungen eingegangen wurde. Der Livestream steht weiterhin auf dem YouTube-Kanal der Stadt Aachen zur Verfügung.  
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Grundsätzlich besteht ein großes Interesse auf Seiten der Verwaltung einen direkten Austausch mit der interessierten Bürgerschaft zu führen, der hoffentlich bald wieder in physischen Informationsveranstaltungen geschehen kann.  Seitens der Politik war in der Vergangenheit eine Vorgehensweise gewünscht, die zunächst eine Beteiligung und Beschlussfassung in den entsprechenden Ausschüssen vorsah und erst dann in eine Information der Bürger*innen münden sollte. Für die Planung des 2. BA der Lütticher Straße wurde von verschiedenen Parteien der Wunsch eingebracht, anders zu verfahren und vorzeitiger die Meinung der Bürgerschaft einzuholen. Entsprechend wurde bisher auch kein neuer Planungsbeschluss gefasst. Die jetzt eingeholten Eingaben von Bürger*innen werden den politischen Entscheidungsträgern vor der Beschlussfassung kommuniziert und - soweit möglich - bei der weiteren Planung berücksichtigt.   Die Auswertung des Online-Fragebogens erlaubt eine Differenzierung nach Anlieger*innen und sonstigen Nutzer*innen der Lütticher Straße. Sie ist dabei nur ein Element, welches einen Beitrag zum  Meinungsbild leistet. Umfangreiche Hinweise resultieren aus den zahlreichen schriftlichen und zum Teil sehr differenzierten Eingaben, die ein großes Interesse an der Planung und in vielen Fällen auch eine tiefgehende Auseinandersetzung mit der Gestaltung des öffentlichen Raumes erkennen lassen.    9. Weitere Einzelaspekte  
• Auf der gesamten Lütticher Straße sollte die zulässige Geschwindigkeit auf 30 km/h reduziert werden, damit der Kfz-Verkehr Umwege über die Tangentialen in Anspruch nimmt. 
• Kfz-Verkehr soll aufgrund der Mobilitätswende nicht verdrängt werden, sondern mit Elektromobilität umweltfreundlich stattfinden. 
• Der ÖPNV und Taxen - als Alternative zum eigenen Auto - haben noch viel Ausbaupotenzial und sollten bezahlbar bleiben. 
• Fahrradbügel sollten unter anderem in der Nähe von Bushaltestellen aufgestellt werden. 
• Zur Verbesserung der Sicherheit gibt es gegebenenfalls die Möglichkeit, die Bushaltestelle Franziskushospital in Richtung des Couven-Gymnasiums zu verlegen. 
• Elektrische Cargo-Roller, ein platzsparendes und umweltschonendes Verkehrsmittel, werden in Planungen nicht  berücksichtigt. Auch für E-Scooter sollten Parkplätze im Bereich des Franziskushospitals und Couven-Gymnasiums geschaffen werden. 
• Für Senior*innen und Familien mit kleinen Kindern besteht ein großer Informations- und Beratungsbedarf für die Nutzung von Lastenrädern, Kindertransporträdern und Einkaufstrolleys. 
• Werden Geh- und Radwege an den 5 betroffenen Straßeneinmündungen gegenüber der Fahrbahn erhöht? 
• Die Einmündung Limburger Straße sollte rechtwinklig in die Lütticher Straße münden. Die Vorteile sind weniger Flächenbedarf, kürzere Querungsdistanzen, geringere Abbiegegeschwindigkeiten und geringere Attraktivität für Durchgangsverkehr in der Limburger Straße. 
• Der 2. Rettungsweg von Häusern kann stadteinwärts nicht von der Straße aus erreicht werden. Die Feuerwehr muss deshalb eine ungehinderte Zufahrt zur Rückseite eines Hauses haben. Gibt es bei der grundlegenden Erneuerung der Straße Überlegungen zur Verbesserung der rettungstechnischen Erschließung? Ist die Zugänglichkeit für die Feuerwehr bei den Planungen gewährleistet? 
• Ein Lageplan wird erwünscht, der die Planung der Markierungen, zu fällenden und zu pflanzenden Bäume, Grundstückszufahrten, Parkplätzen, Grünstreifen, Bushaltestellen usw.  enthält. 
• Ein Gestaltungs- und Mobilitätskonzept wird für die Lütticher Straße vorgeschlagen, dass z.B. die Umgestaltung des Straßenraums als Teil eines stadtweiten Radwegenetzes, Möglichkeiten eines 
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verbesserten Busangebots ,alternative Parkmöglichkeiten und Mobilitätsangebote, Ladestationen und Ideen zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität oder Entwicklung eines Wochenmarktes aufzeigt. 
• An Querungsstellen sollten Bordsteine mit Nullabsenkung ausgeführt werden. 
• Auf Höhe der Bäckerei Mannebach wäre ein Zebrastreifen sinnvoll. Ansonsten sollte als Querungshilfe regelmäßig der Seitenraum vorgezogen werden. 
• Eine Velocity-Station und ein Verleih von Lastenrädern oder die Unterstützung beim Kauf wären wünschenswert. 
• Die Sichtverhältnisse sollten an allen Einmündungen verbessert werden. 
• Das Haltverbot an der Einmündung Hasselholzer Weg wird häufig missachtet. 
• In der Klemensstraße gibt es viel Durchgangsverkehr, weil Autofahrer*innen die Ampel Lütticher Straße / Hohenstaufenallee vermeiden möchten.  
• Die Lütticher Straße sollte nicht weiter eine Hauptverkehrsstraße sein und wird als solche auch nicht genutzt. Langfristig könnte sie verkehrsberuhigt werden. 
• Es soll keine Kompromisslösung geben, die das Problem nur zeitlich verschieben. Die Verkehrswende muss jetzt stattfinden. 
• Es sollte eine städtische Unterstützungskampagne und ein städteregionales Konzept für Carsharing geben. 
• Die Gehwege sollen vor dort abgestellten E-Scootern geschützt werden. 
• Die Neugestaltung von Straßenraum muss dem Verkehrsverhalten in mindestens 20 bis 30 Jahren entsprechen.  Antwort / Stellungnahme der Verwaltung  Die Lütticher Straße muss selbstverständlich im Kontext des gesamten Straßen- und Wegenetzes betrachtet werden. Eine gesamtheitliche Betrachtung zur Unterstützung der Mobilitätswende betrifft dabei nicht nur die Umgestaltung des Straßenraums an sich sondern auch die Perspektive für alle Verkehrsarten und Mobilitätsangebote.   Die Lütticher Straße ist 2017 aufgrund ihrer Funktion und Lage im Straßennetz bei einer Untersuchung auf Basis der Richtlinien für integrierte Netzgestaltung (RIN 2008) als Hauptverkehrsstraße mit regionaler Verbindungsfunktionsstufe bestätigt worden. Sie ist als Bundesstraße B 57 Bestandteil des Verkehrsstraßennetzes der Stadt Aachen.  Die Straßenverkehrsordnung (StVO) gibt die rechtlichen Rahmenbedingungen für die erlaubten Höchstgeschwindigkeiten vor, die im Verkehrsstraßennetz mit 50 km/h formuliert wird. Eine Herabsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h auf 30 km/h ist straßenverkehrsrechtlich derzeit nur in Abschnitten vor schützenswerten Einrichtungen (wie z.B. dem Couven-Gymnasium) oder nach § 45 der Straßenverkehrsordnung (StVO) unter anderem zum Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen zulässig. Ohne Gefahrenlage existiert derzeit keine rechtliche Handhabe für eine Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit.   Im Kontext des Umbaus wird die Etablierung weiterer Mobilitätsangebote geprüft. Dazu zählt der Ausbau von Sharing-Angeboten wie Car-Sharing, Bike-Sharing und E-Scooter-Sharing, die Etablierung von Ladeinfrastruktur wie auch eine Überprüfung des ÖPNV-Angebotes.  Den Hinweisen zur Anpassung des Straßenraums wird nachgegangen. Das betrifft die mögliche Lageänderung der Bushaltestelle „Frankziskushospital“ zum Vorteil des Schüler*innenverkehrs , die Umgestaltung der Einmündung der Limburger Straße oder die Anlage weiterer Fußgängerquerungen. Fußgängerüberwege 
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(Zebrastreifen) erfordern nach den Richtlinien für die Anlage und Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ 2001) einen ausreichend hohen Querungsbedarf in Kombination mit bestimmten Kfz-Verkehrsstärken.   Selbstverständlicher Bestandteil der weiteren Planung ist die Gestaltung barrierefreier Querungsstellen, mit einerseits Nullabsenkungen, die z.B. vorteilhaft für Rollstuhlfahrer*innen sind und andererseits einem tastbaren Bordsteinrand für Blinde und Sehbehinderte.   Die Straßeneinmündungen im 2. Bauabschnitt der Lütticher Straße werden nach den Vorgaben des Radentscheid so umgebaut, dass Geh- und Radwege im Bereich von Einmündungen von Nebenstraßen niveaugleich weitergeführt werden. Dabei werden auch die Sichtverhältnisse geprüft und die erforderlichen freizuhaltenden Sichtdreiecke nach Möglichkeit nachgewiesen.  Der Hinweis zum verbotswidrigen Parken an der Einmündung Hasselholzer Weg wird an den Fachbereich Sicherheit und Ordnung weitergegeben. Im Zuge der Ämterabstimmung wird auch die Feuerwehr an den Planungen beteiligt. Die rettungstechnische Erschließung der anliegenden Gebäude wird dadurch immer bei Planungen berücksichtigt. 
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Fraktion in der Bezirksvertretung 

Aachen-Mitte 
 

Verwaltungsgebäude Katschhof 
Johannes-Paul-II-Str. 1 
D-52062 Aachen 

 Raum 104 
Tel.: 0241 432-7217 
Fax: 0241 432-7213 

 

 
 
An den Bezirksbürgermeister 
Achim Ferrari 
Verwaltungsgebäude Katschhof 
Johannes-Paul-II. Straße 1 
52062 Aachen 
 

27. November 2020 
 

 
 
Antrag an die Bezirksvertretung Aachen-Mitte zur Sitzung am 02.12.2020 
 
 
Sehr geehrter Herr Ferrari, 
 
die GRÜNE Fraktion beantragt, in oben genannter Sitzung der Bezirksvertretung Aachen-Mitte 
folgenden Beschluss zu fassen: 
 
„Bürgerinformation Lütticher Straße vorziehen“ 
 
Die Bezirksvertretung Aachen-Mitte beauftragt die Verwaltung, die geplante Bürgerinformation zum 
Umbau der Lütticher Straße vorzuziehen und noch im Dezember dieses Jahres durchzuführen. 
 
Begründung 
Mit Blick auf die Umbaupläne zur Lütticher Straße (2. Bauabschnitt) gibt es einen hohen Bedarf von 
Anwohnenden und Geschäftsleuten nach mehr Informationen und Beteiligung. In der Öffentlichkeit 
entstehen aktuell große und kontroverse Diskussionen, die auf Basis eines gemeinsamen 
Kenntnisstandes zusammengeführt werden sollten. Daher soll der Verwaltung die Möglichkeit 
gegeben werden, die für das kommende Jahr geplante Bürger*innen-Information noch in diesem 
Jahr durchzuführen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Melanie Penalosa 
(Fraktionssprecherin) 
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CDU-Fraktion im Rat der Stadt - 52062 Aachen

IB S FRAKTION IM RAT
ißSi DER STADT AACHEN

Frau
Oberbürgermeisterin 
Sybille Keupen 
Rathaus 
52058 Aachen

Eingang bei l-ß üi

Geschäftsstelle:
Verwaltungsgebäude Katschhof 
Johannes-Paul-Il.-Straße 1 
52062 Aachen 
Raum 111

Telefon 0241 / 432 -7211 und -7212 
Fax 0241/432-7222 
cdu.fraktion@mail.aachen.de 
www.cdu-fraktion-aachen.de

on//t£

CDU 20.028

Aachen, den 24. November 2020

RATSANTRAG

Bürgerdialog Lütticher Straße

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,

die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Aachen beantragt im Rat der Stadt Aachen folgenden 

Beschluss zu fassen:

Die Verwaltung wird beauftragt, hinsichtlich des zweiten Bauabschnitts der B 264 einen 

Bürgerdialog mit den Anwohnerinnen und Anwohnern, weiteren Betroffenen und allen 

interessierten Bürgerinnen und Bürgern durchzuführen, bevor weitere Planungs- und Um­

setzungsbeschlüsse von den zuständigen Gremien gefasst werden. Die Verwaltung wird 

ferner beauftragt, die im Rahmen des Bürgerdialogs aufgenommenen Anregungen den 

zuständigen Gremien zukommen zu lassen, bevor weitere Planungs- und Umsetzungsbe­

schlüsse gefasst werden.

Begründung

Die Diskussion im Rahmen der Sitzung der Bezirksvertretung Mitte am 11. November 

2020, die mediale Berichterstattung sowie Meinungsäußerungen aus der Bevölkerung ma­

chen deutlich, dass die Ausführungen der Verwaltung zum zweiten Bauabschnitt der Lütti­

cher Straße Anlass zur weiteren Diskussion bieten und das Interesse der Bürgerschaft, ins­

besondere der betroffenen Anwohner, an dieser Diskussion besonders groß ist. Daher er-
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scheint eine frühzeitige Bürgerbeteiligung, die den Bürgerinnen und Bürgern die Möglich­

keit gibt, ihre Anregungen und Fragen vor Beschlussfassung vorzubringen, sinnvoll.

Bereits im April 2019 schlugen die damaligen Fraktionen von CDU und SPD ein Konzept 

zur Bürgerbeteiligung bei Straßenausbau- und -Sanierungsmaßnahmen vor. Dieses kann 

als Grundlage für einen Bürgerdialog bezüglich des zweiten Bauabschnitts der Lütticher 

Straße dienen. Der angesprochene Ratsantrag ist als Anlage beigefügt.

Folgende Aspekte erscheinen im Rahmen des Bürgerdialogs besonders diskussionswürdig 

und sollten daher von der Verwaltung vorbereitet werden: der aktuelle Zustand der Bäu­

me, Alternativen zu möglicherweise wegfallenden Parkplätzen, die Relevanz des Radent­

scheidbeschlusses für diesen Abschnitt der Lütticher Straße, die Möglichkeiten zur Ertüch­

tigung der bestehenden Radwege, mögliche Konflikte zwischen Nutzerinnen und Nutzern 

der Grundstücksein- bzw. -ausfahrten und Radfahrerinnen und Radfahrern sowie die Si­

cherheitsaspekte aller Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer.

Auch sollte eine Darstellung der in Abhängigkeit von den Varianten anfallenden Kosten 

und den damit einhergehenden Anliegerbeiträgen vorgenommen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Fraktionsvorsitzende mobilitätspolitische Sprecherin

Seite 2 von 2
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CDU und SPD-Fraktionen im Rat der Stadt - 52062 Aachen

Herrn
Oberbürgermeister 
Marcel Philipp 
Rathaus 
52058 Aachen

Anlage zum Ratsantrag 
"Bürgerdialog Lütticher Straße" der 
CDU-Fraktion vom 24.11.2020

Geschäftsstellen
Verwaltungsgebäude Katschhof 
Johannes-Paul-Il.-Straße 1 
52062 Aachen

CDU
Telefon 0241 / 432 -7211 und -7212
cdu.fraktion@mail.aachen.de
www.cdu-fraktion-aachen.de
SPD
Telefon 0241 / 432 -7215
spd.fraktion@mail.aachen.de
www.spd-aachen.de

CDU 19.032/SPD AT 116/19 

Aachen, den 08. April 2019

Ratsantrag

Bürgerbeteiligung bei Straßenausbau- und Sanierungsmaßnahmen

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die Fraktionen von CDU und SPD im Rat der Stadt Aachen beantragen im Rat der Stadt folgen­

den Beschluss zu fassen:

Der Rat der Stadt Aachen beauftragt die Verwaltung im Hinblick auf die Sanierung von Straßen

folgende Verfahrensschritte vorzusehen:

1. In den Bezirksvertretungen wird regelmäßig über den Straßenzustand der Straßen be­

richtet, die in den nächsten fünf Jahren ertüchtigt werden sollen.

2. Bei anstehenden Umbaumaßnahmen soll zunächst eine Information der Bezirksvertre­

tungen, des Mobilitätsausschusses sowie eine öffentliche Information insbesondere 

der Anwohner erfolgen. Im Rahmen der Information sollen Angaben überden Umfang, 

die benötigte Umbauzeit und die geschätzten Kosten, inkl. Kostenverteilung gegeben 

werden. Vorschläge und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger sind erwünscht.

3. Die Planung wird unter Berücksichtigung der Anregungen der Bürgerinnen und Bürger 

mit Alternativen und Abwägungsvorschlägen in der Bezirksvertretung und dem Mobi­

litätsausschuss vorgestellt. Anschließend wird die Maßnahme bis zum Baubeschluss 

fortgeführt.
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4. Im Rahmen der Information der Bürgerinnen und Bürger soll die Verwaltung insbeson­

dere die Betroffenen über etwaige Beitragspflichten informieren. Ferner soll über die 

Möglichkeit von Raten- oder Teilzahlungen aufgeklärt werden.

Begründung

Bei Straßenbaumaßnahmen werden in den laufenden Verfahren häufig erhebliche Kritik­

punkte geäußert. Sei es in Bezug auf die entstehenden Kosten, sei es in Bezug auf die kon­

krete Ausgestaltung.

Bei den Ausbauten „Grauenhofer Weg" und „Am Hasbach" wurde massive Kritik der An­

wohner am Verfahren geäußert. Die Betroffenen hatten das Gefühl, schlecht informiert wor­

den zu sein oder, dass Änderungsvorschläge weder berücksichtigt noch abgewogen wurden.

Eine frühzeitige und laufende Information über Planungsvarianten sowie eine Abwägung der 

eingebrachten Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger führen zu einer höheren Akzeptanz 

der Maßnahmen.

In der politischen Abwägung ist damit eine sachgerechtere Entscheidung möglich. 

Mit freundlichen Grüßen

Harald Baal Michael Servos

Vorsitzender CDU-Fraktion Vorsitzender SPD-Fraktion
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